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Friedrich Schafer

Fragen der bundesstaatlichen Ordnung

Das Grundgesetz fiir die Bundesrepublik
Deutschland ist eine gute Verfassung. Der
Bundestag war gut beraten, der Enquete-Kom-
mission Verfassungsreform aufzugeben, ,unter
Wahrung seiner Grundprinzipien" zu priifen,
ob es erforderlich ist, ,das Grundgesetz den
gegenwartigen und voraussehbaren zukinfti-
gen Erfordernissen anzupassen”. Die Kommis-
sion ist bei ihren Arbeiten an keiner Stelle an
einen Punkt gekommen, an dem sie der Auf-
fassung sein muBte, die Grundprinzipien unse-
rer Verfassung bediirften einer Revision. Im
Gegenteil: Die Kommission kam wiederholt zu
der Feststellung, daB sie keine Anderungsemp-
fehlungen zu geben habe, da die bestehende
Regelung die derzeit bestmaogliche ist.

Die Priffung unserer Verfassungswirklichkeit
fiihrt dazu, festzustellen, daB sich unser Ver-
fassungsleben auf wichtigen Gebieten von den
Grundprinzipien entfernt hat und daB eine
Zuriickfilhrung auf diese Prinzipien geboten
ist. Das wird darzustellen sein. Seit dem Jahr
1949, der Schaffung des Grundgesetzes, hat
sich vieles gedndert. Wir haben innerhalb der
Bundesrepublik einen schnellen, umfassenden
Ausbau unserer industriellen Wirtschaft er-
lebt. Die Bundesrepublik ist nur lebensfihig,
wenn sie als einheitliches Wirtschafts-, Fi-
nanz- und Rechtsgebiet funktionsfahig ist. Die

Die Kommission befafBte sich eingehend mit
den Fragen des Zusammenwirkens von Bund
und Léndern in Gesetzgebung und Ver-
waltung wie auch mit der Untersuchung und
Sicherung der Eigenstaatlichkeit der Lander.
Aufgabe war, die Funktionsfahigkeit des Bun-
des wie auch die der Lander zu sichern oder
wiederherzustellen,

1. Ein Gegenstand der Untersuchung war der

Bundesrat. Die Kommission sieht die Problem-
stellung so:

«Das Grundgesetz hat den Bundesrat als inte-
grales Organ des bundesstaatlichen Systems

Bund - Lander — Europa

Aufgabe, ,die Einheitlichkeit der Lebensver-
hdltnisse zu wahren”, ist in Wirklichkeit die
Aufgabe, gleichwertige Lebensbedingungen
fiir alle Biirger anzustreben.

Die Entwicklung in Europa, die mit den Romi-
schen Vertragen im Madrz 1957 eingeleitet
wurde, hat die Bundesrepublik in kaum vor-
hersehbarem MaBe in die Europdische Ge-
meinschaft integriert. Dazu kommt eine enge
Biindnis- und Wirtschaftsverflechtung mit al-
len westlichen Staaten und mit den Entwick-
lungsléndern. Die Bundesrepublik ist ein ge-
achteter Partner in Europa und in der Welt
geworden; sie muB dementsprechend auch
nach ihrer inneren Verfassung handlungsfa-
hig sein., — Die Europdische Gemeinschaft
hat bundesstaatliche Elemente. Die Bundesre-
publik ist das einzige Mitgliedsland in der
Europdischen Gemeinschaft, das seinerseits
eine bundesstaatliche Ordnung hat. Aus der
Tatsache, daB sich iliber unsere bundesstaatli-
che Ordnung eine neue schiebt, ergibt sich
eine Vielzahl von Problemen: Einerseits geht
es um die Handlungsfdhigkeit der Bundesre-
publik in der Europdischen Gemeinschaft, an-
dererseits soll die bundesstaatliche Ordnung
in der Bundesrepublik aufrechterhalten wer-
den und auch fiir die Zukunft funktionsfahig
sein,

IL.

geschaffen. Der Breite des ihm verfassungs-
rechtlich zugewiesenen Aufgabenbereichs
entspricht die Bedeutung des Bundesrates in
der politischen Wirklichkeit. Struktur und
Kompetenzen dieses Organs waren bereits bei
der Entstehung des Grundgesetzes umstritten;
sie sind gerade in jlingster Vergangenheit
wieder verstirkt Gegenstand sowohl verfas-
sungsrechtlicher als auch verfassungspoliti-
scher Diskussion. Die Kommission {iiberlegte
daher, ob und gegebenenfalls welche Verbes-
serungen im Interesse der Funktionsfdhigkeit
des bundesstaatlichen Systems moglich und
notwendig sind. Dabei war auch hier die Sor-
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ge um die Erhaltung und Sicherung der Kom-
petenzen der Volksvertretungen der Lénder
ein die Uberlegungen mitbestimmender Fak-
tor.”

Ausgangspunkt der Beratungen war die Frage
nach der Zusammensetzung des Bundesrates
(Bundesratsmodell — Senatsmodell — Misch-
modelle) und damit zugleich nach der Quali-
tdt seiner demokratischen Legitimation, Die
Legitimation der Mitglieder des Bundesrates
besteht in der Existenz ihres Landes. Die Lan-
desregierungen vertreten das Land. Der Bun-
desrat ist ein Bundesorgan. Seine Mitglieder
werden durch die einzelnen Landesregierun-
gen bestellt. Da die Bundesratsmitglieder ihr
Land vertreten, kénnen die Stimmen eines
Landes nur einheitlich abgegeben werden. Die
Entscheidung dariiber, wie die Stimmen abge-
geben werden sollen, treffen die einzelnen
Landesregierungen, die ihrerseits auf Grund
von Wahlen verfassungsgemaB gebildet wur-
den. Das Landesparlament kann sich mit den
im Bundesrat zu behandelnden Fragen befas-
sen, die Entscheidung dariiber gehort aber zur
Zustdndigkeit der Landesregierung.

Es wurde die Frage gepriift, ob empfohlen
werden soll, von dem ldnderrepriasentieren-
den System abzugeben und ein Senatsmodell
zu schaffen, wobei die Senatoren entweder
durch die Lénderparlamente oder durch die
Biirger des jeweiligen Landes gewdhlt werden
sollten. Es wurde auch ein Mischsystem erér-
tert in der Weise, daB ein Teil der Mitglieder
des Bundesrates von den Landtagen nach dem
Grundsatz der Verhéltniswahl gewdhlt wer-
den und ein weiterer Teil von der Landes-
regierung ernannt werden sollte. Die Kom-
mission verwarf alle diese Pline und blieb
beim bestehenden Bundesratssystem. Die
Kommission vertrat dabei die Auffassung, daB
das bestehende System eine stirkere Integra-
tionswirkung zwischen Bund und Land entfal-
te als jedes andere.

Die Frage der Stimmverteilung auf die einzel-
nen Linder war Gegenstand der Priifung.
Ausgehend von dem Grundsatz der rechtli-
chen Gleichheit der Lander und der Tatsache,
daB das Land als solches vertreten ist, konnte
die Kommission sich nicht dazu entscheiden,
die GroBe der Bevolkerung eines Landes maB-
gebend sein zu lassen fiir die Zahl der Vertre-
ter im Bundesrat. Die geringe Gewichtung der
Stimmen zwischen fiinf Stimmen fir die
groBen Bundesliander und drei fiir die klein-
sten Bundeslinder wurde als noch trag-
bare Auswirkung der GréBenordnungen bei
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Anerkennung der rechtlichen Gleichwertig-
Keit angesehen. In der Tat wiirde es das Sy-
stem wesentlich verdandern, wenn man nicht
die Rechtspersénlichkeit der Lénder als

Grundlage fiir die Vertretung im Bundesrat

nehmen wiirde, sondern die Bevilkerungs-
zahl. Wenn man die Bevdlkerungszahl neh-
men wiirde, dann miifite man auch die Beval-
kerung entsprechend der von ihr den Parteien
gegebenen Stimmen im Bundesrat vertreten

lassen. Wenn man sich fiir das Bundesratsmo- |
dell entscheidet, ist dafiir kein Raum. Da man

das Senatsmodell ablehnte, konnte man die
Bevolkerungszahl nicht beriicksichtigen.

Wenn man die verschiedenen Legitimations-
grundlagen von Bundestag und Bundesrat be-
trachtet, kann man fiir die getroffene Enf-
scheidung Verstdndnis haben. Sie fiihrt aber
zu einer Rangordnung der Legitimation, denn
wer die Bevélkerung unmittelbar wertritt,
muB Vorrang vor demjenigen Organ haben,
das nicht die Bevidlkerung, sondern die juri-
stische Person Land vertritt.

2. Das Grundgesetz hat im Grundsatz eine

klare Regelung getroffen: Der Bundestag be-
schlieBt die Gesetze, der Bundesrat wirkt mit,
indem er seine Verwaltungserfahrung (im er-
sten Durchgang) beisteuert und indem er (im
zweiten Durchgang) ein aufschiebendes Veto
einlegen kann; im Endergebnis entscheidet
aber der aus den Wahlen hervorgegangene
Bundestag. Im als Ausnahme gedachten und
daher besonders angefiihrten Falle soll ein
Gesetz nur mit ausdriicklicher Zustimmung
des Bundesrates zustande kommen konnen;
stimmt der Bundesrat nicht zu, so ist das Vor-
haben gescheitert; es gibt dann keine hand-
lungsféhige Stelle.

Das Grundgesetz hat diesen Konfliktsfall zwi-
schen Bundestag und Bundesrat nicht gere-
gelt. Die Kommission hat dafiir keine Empfeh-
lung ausgesprochen, Dies ist zu bedauern.

Es ist erforderlich, hier eine Analyse der ge-
handhabten Staatspraxis zu geben, um die zu
losenden Fragen deutlich zu machen:

Der Gesetzesinitiative der Bundesregierung
gehen oft lange Verhandlungen mit den Lé&n-
dern voraus. Auf den wichtigsten Gebieten
sind gemeinsame Ausschiisse vorhanden, die
gemeinsame Pldne ausarbeiten, die z.B. wie
bei den Planungsausschiissen der Gemein-

haltspléne von Bund und Landern aufgenom+
men werden. Bei der verschiedenen politischen
Strukturierung der Regierungen sind alle po-
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litischen Parteien indirekt in diesen Aus-
schiissen vertreten, de facto aber nicht vertre-
ten, denn es sind reine Exekutivausschiisse.
.Kooperativen Foderalismus” nennt man das,
was aber letztlich anonyme, nur scheinbar dem
jeweiligen Fachminister fiir seinen Bereich
unterstellte Gruppen von Fachexperten sind.
Dadurch kommt bei den einzelnen Sach-
gebieten eine Grofie Koalition der Experten
zustande, Das kann gut sein, ist es aber meist
nicht, denn keine politische Konzeption setzt
sich durch; der MinimalkompromiB oder die
Handlungsunfdhigkeit ist die Regel. Bundes-
tag und Bundesrat sehen sich so einer Vorla-
ge gegeniiber, zu der sich die Regierungspar-
teien nur mithsam bekennen, die Opposition
keine Alternative entwickeln kann, denn sie
ist iber die Landesregierungen ihrer Partei
bereits auf ein Modell festgelegt. Ist dies
nicht der Fall, so ergibt sich folgendes: Wenn
Bundestag und Bundesrat sich nicht einigen,
wird der VermittlungsausschuB angerufen.
Zusammengesetzt aus elf Mitgliedern des Bun-
destages und elf Lindervertretern kann er
zwar nur Empfehlungen an den Bundestag
und den Bundesrat geben, in der Tat werden
aber dort oft entscheidende Verdnderungen
beschlossen, man kann auch sagen: verein-
bart. Manches Gesetz hat durch die Empfeh-
lungen des Vermittlungsausschusses seinen
Charakter verdndert. Manche politische Kon-
zeption wurde aufgehalten oder schlicht be-
seitigt, alles unter dem Zwang, sich einigen
zu miissen, weil sonst eine heillose Liicke
entstehen kénnte.

Ergebnis der Analyse:

a) Wir haben das parlamentarische System
ausgehohlt durch anonyme Planungsausschiisse
der Regierungen; der Gesetzgeber steht unter
dem kooperativen Ordnungszwang der Pla-
nungsgruppen der Exekutive, er ist kaum in
der Lage, von den Empfehlungen und Planan-
sdlzen der Rahmenpléne abzuweichen.

b) Die parlamentarische Verantwortlichkeit
des Bundestages wird unterlaufen durch poli-
tisch anders gelagerte Mehrheiten im Bundes-
rat. Als Ausweg bleibt der anonyme Vermitt-
lungsausschuB, aus welchem Empfehlungen
einer groflen Sach-Koalition kommen.

Beide Ursachen der Verfilschung des parla-
mentarischen Regierungssystems miissen be-
seitigt werden: Die Mischverantwortung bei
den Gemeinschaftsaufgaben, die der klaren
politischen Verantwortlichkeit von Bundestag
und Landtagen entgegensteht, muB beseitigt
Werden. Eine der vollen Verantwortlichkeit

des Bundestages entsprechende Lésung muf
gefunden werden.

In einem Sondervotum im Kommissionsbe-
richt wird der Vorschlag gemacht, daB bei Ver-
weigerung der Zustimmung das Gesetz mit
dem nichtzustimmungspflichtigen Inhalt trotz-
dem zustande kommen kann, wenn der Bun-
destag dies bestdtigt. Dies kénnte im Einzel-
fall sinnvoll sein, ist aber keine grundsétzliche
Regelung des Konfliktsfalles, In einem ande-
ren Sondervotum wird vorgeschlagen, daB eine
Verweigerung der Zustimmung des Bundes-
rates nur dann von Bedeutung sei, wenn die
Mehrheit der Bundesratsstimmen in solchen
Féallen gleichzeitig auch die Mehrheit der
wahlberechtigten Bevilkerung des Bundesge-
bietes reprédsentiert. Dieser Vorschlag hat —
auch wenn er systemiiberschneidend ist —
einiges fiir sich. Ich halte ihn aber fiir nicht
ausreichend.

Das Grundgesetz bekennt sich zum parlamen-
tarischen Regierungssystem. Es hat Vorsorge
getroffen, daB eine starke Bundesregierung
geschaffen werden kann. Der Bundeskanzler
bestimmt die Richtlinien der Politik und trédgt
dafiir die Verantwortung (Artikel 65 Satz1
GQG). Er kann dies nur mit Erfolg tun, wenn er
von ausreichenden Kréften des Bundestages
getragen wird, d. h. von den Parteien, die die
letzte Bundestagswahl gewonnen haben und
die iiber die Mehrheit im Bundestag verfiigen.
Zwischen der Bundestagswahl, der Wahl des
Kanzlers und der von ihm gefiihrten Politik
besteht ein unmittelbarer Legalitdtszusam-
menhang.

Die aus dem parlamentarischen System sich
ergebende Regelung wird deutlich, wenn man
sich konkret zu lésende Aufgaben vergegen-
wartigt:

a) Der BeschluB des Bundestages und die
Verweigerung der Zustimmung des Bundesra-
tes fiihren zur Handlungsunfahigkeit. Wenn
Artikel 105 Abs. 3 GG besagt: ,Bundesgesetze
iiber Steuern, deren Aufkommen den Ldndern
oder den Gemeinden (Gemeindeverbdnden)
ganz oder zum Teil zuflieBt, bediirfen der Zu-
stimmung des Bundesrates®”, so erscheint dies
zunachst durchaus vertretbar. Priift man aber
das Schicksal eines solchen Gesetzes weiter,
so stellt man fest, daB es, obwohl es fiir die
gesamtstaatliche Finanzlage und die Bundesfi-
nanzen von grofiter Bedeutung ist und von
Bundesregierung und Bundestag fiir notwen-
dig gehalten wird, am Bundesrat scheitern
kann. Die vom Volke gewdhlte Mehrheit
kann also ihren Gestaltungswillen nicht um-

B 28



setzen. Kann der Bundeskanzler dann noch
die Verantwortung tragen?

b) Nach Art. 105 Abs. 2 GG hat der Bund die
konkurrierende Gesetzgebung tiber die iibri-
gen Steuern, wenn ihm das Aufkommen die-
ser Steuern ganz oder zum Teil zusteht oder
wenn die Voraussetzungen des Artikels 72
Abs. 2 GG vorliegen, Der Bundesrat kénnte bei
der bestehenden Regelung durch Verweige-
rung der Zustimmung den ErlaB von solchen
Gesetzen verhindern. Das kann nicht richtig
sein, Denn gerade wenn es um die Wahrung
der Rechts- und Wirtschaftseinheit geht, kann
nur der Gesamtstaat die erforderlichen Vor-
schriften erlassen; er nimmt die Interessen
der Gesamtheit, damit auch die der Lander,
wahr. Es geht um die Entscheidung von poli-
tischen Fragen, die fiir den Gesamtstaat von
Bedeutung sind. Es kann nicht den Ldndern
anheimgegeben werden, dariiber aus ihrer In-
teressenlage heraus endgiiltig zu entschei-
den.

Hier liegt ein fundamentaler Widerstreit im
Grundgesetz, der nicht systemkonform gere-
gelt ist, namlich die Frage, wer im Falle ab-
weichender Entscheidungen die Letzt-Entschei-
dung treffen kann. Es besteht kein Zweifel:
Im Bundestag entscheiden die vom Gesamt-
volk gewdhlten Vertreter, im Bundesrat die
zur Vertretung des betreffenden Landes be-
auftragten Regierungsmitglieder. Also stehen
sich gegeniiber: Vertreter des Volkes und Be-
auftragte der Institution Land. Die Entschei-
dung dieser Grundfrage kann nur so ausse-
hen, daB im Konfliktfall die Letzt-Entschei-
dung beim Bundestag liegen muB. Denn alle
Staatsgewalt geht vom Volke aus; es kann
auBer dem Bundesverfassungsgericht kein Or-
gan geben, das iiber die Entscheidungen des
Bundestages zu beschliefen hat (auf die Son-
derregelung des Artikels 113 GG sei hinge-
wiesen)., Es ist deshalb vom System her falsch
und in der Auswirkung unertrdglich, wenn
Finanzgesetze des Bundes unabénderlich an
der Verweigerung der Zustimmung durch den
Bundesrat scheitern kénnen.

Es bleibt zu untersuchen, ob es bei der abso-
luten Zuslimmungsbediirftigkeit von Organi-
sations- und Verwaltungsausfithrungsgesetzen
verbleiben kann. Artikel 83 GG weist den
Lindern die Ausfiihrung der Bundesgesetze
als eigene Angelegenheit zu; es ist daher An-
gelegenheit der Lénder, die Einrichtung der
Behorden und das Verwaltungsverfahren zu
regeln. Hier handelt es sich nicht um hochpo-
litische Entscheidungen, sondern um Fragen
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der Angemessenheit und ZweckméBigkeit, di
im Interesse des Biirgers fiir das Bundesgebiel
einheitlich geregelt werden sollen. Es er
scheint vertretbar, daB die Ldnder iber den
Bundesrat insoweit ein qualifiziertes Mitwir
kungsrecht haben. '

3. Die Kommission lehnte es ab, dem Bunm.
desrat eine zuséatzliche Aufgabe in der Weise
zu geben, daB er die Wahrnehmung der Lan-
derkooperation (sogenannte Dritte Ebene|
durch Umgestaltung zu einem Landerrat er
halten soll. Zwar besteht auf vielen Gebieten,
die zur Zustindigkeit der Lander gehoren, ein

,groBes Bediirfnis nach einheitlicher Gesetzge:

bung. Die Besetzung des Bundesrates mit Re
prasentanten der Léanderregierungen schliefl
aber die Uberlegung aus, ihnen eigene gesefz
geberische Aufgaben zu iibertragen. Auch
wenn man das Senatsmodell wéhlen wiirde
und durch unmittelbare Wahl durch die Be
volkerung die Mitglieder des Senats wihlen
lieBe, wiirden gegen die Ubertragung von
Aufgaben der Gesetzgebung fiir alle Lénder
erhebliche Bedenken bestehen. Es will mir da
bei der Gesichtspunkt, die Eigenstaatlichkeit
der Lander verbiete dies, nicht ausreichen, d&
in der Europdischen Gemeinschaft die Sou
verdnitit der Mitgliedstaaten eine einheitli
che Rechtssetzung durch den Ministerrat
auch nicht ausschlieBt. Aber entweder haben
alle Lander gleichviel Senatoren, dann ist &
eine Vergewaltigung der grofen durch die
kleinen Lédnder, oder die Bevélkerungszahl ist
fiir die Zahl der Senatoren entscheidend, dant
ist es eine Vergewaltigung der kleinen durdi
die groBen Lander. Sicher haben die Koorde
nierungsmaBnahmen der Linder — sei es if
der Ministerpriasidentenkonferenz oder in def
Kultusministerkonferenz — nur bescheident
Erfolge bisher erzielt; die Losung kann aber
nicht darin bestehen, eine weitere Ebene, dié
Dritte Ebene, zu schaffen, sondern — soweil
notwendig — nur darin, daB dann eine Bum
deskompetenz begriindet wird. Dies ist in def
Vergangenheit in nicht wenigen Féllen vor
den Ldndern selbst angestrebt worden. '

4. Die Anderung des Grundgesetzes ver
langt eine Zweidrittelmehrheit im Bundestal
und im Bundesrat. Wenn es z. B. um die Ver
lagerung von Gesetzgebungskompetenzel
geht, dann bedeutet dies, daB die im Bundes
rat vertretenen Landesregierungen dariber
entscheiden, ob ihre Landtage in Zukunft dié
Zustdndigkeit haben sollen oder nicht, und sié
entscheiden gleichzeitig dariiber, ob sie selbs!
im Falle der Ubertragung auf den Bund il




‘Bundesrat mitwirken. Es ist deshalb wieder-
holt die Forderung erhoben worden, daB Ver-
fassungsénderungen nur beschlossen werden
kénnten, wenn zwei Drittel der Landerparla-
mente einer solchen Anderung zustimmten.
Die Kommission hat diesen Vorschlag nicht
aufgenommen, da fiir sie die Frage des Wil-
lensbildungsprozesses in den Léndern nicht
eine Frage der Bundesverfassung sein konnte.
Um aber diesen WillensbildungsprozeB in den
Lindern zu sichern, schldagt die Kommission
vor, daB zu Vorlagen zur Anderung des
Grundgesetzes, die beim Bundesrat einge-
bracht werden, die Frist zur Aulerung des
Bundesrates nicht drei Wochen, sondern drei
Monate betragen soll, damit die Landtage
sich in den Willensbildungsproze§ der Lander
einschalten konnen.

5. Die Kommission kam beziiglich der Aus-
gestaltung des Bundesrates 2zu folgenden
Empfehlungen:

a) Das Bundesratsprinzip des Grundgesetzes
soll beibehalten werden; eine Ergdnzung der
von den Landesregierungen entsandten Bun-
desratsmitglieder durch Landesparlamentarier

oder durch innerhalb der Lénder zu wéahlende
Senatoren wird nicht beflirwortet,

b) Die derzeit praktizierte Verteilung der
Stimmen auf die Linder im Bundesrat nach
Art. 51 Abs. 2 GG soll beibehalten werden.

c) Eine Erweiterung der Aufgaben des Bun-
desrates zur Wahrnehmung der Lénderkoope-
ration (sogenannte Dritte Ebene), etwa durch
einen Landerrat, wird nicht befiirwortet.

d) Eine unmittelbare Beteiligung der Lénder-
parlamente an Grundgesetzinderungen (Erfor-
dernis der Genehmigung durch zwei Drittel
der Landerparlamente) empfiehlt sich nicht.

e) Eine ausdriickliche Bestimmung des
Grundgesetzes iiber das Befassungsrecht der
Landerparlamente mit Angelegenheiten des
Bundesrates ist nicht erforderlich. Die Bera-
tungsfrist des Bundesrates nach Artikel 76
Abs. 2 GG soll bei Grundgesetzdnderungen
auf drei Monate verldngert werden, damit den
Volksvertretungen der Lénder ausreichend
Zeit zur Beratung hieriiber zur Verfiigung
steht. Artikel 76 Abs. 2 GG ist um folgenden
Satz zu ergédnzen:

.Bei Vorlagen zur Anderung dieses Grundge-
setzes betrdgt die Frist drei Monate.”

I11.

Es gibt ausschlieBliche Zusténdigkeiten des
Bundes und solche der Ladnder. Nur soweit
der Bund zur Gesetzgebung zustdndig ist,
kann einheitliches Recht geschaffen werden.
Es gibt keine staatliche Stelle, die die Zu-
stindigkeiten des Bundes und die der Linder
wahrnehmen kann. Bund und Lander miissen
aber nach einheitlichen politischen Gesichts-
punkten gefiihrt werden, Dies ist die grofie
Aufgabe der politischen Parteien im Bundes-
staat. Dies ist die Aufgabe der Bundespartei-
tage, fiir die gesamte politische Tatigkeit eine
einheitliche Konzeption zu entwickeln. Das
bedeutet nicht, daB iber die Bundes-Partei-
zentralen die Landesregierungen gefiihrt wer-
den und unsere bundesstaatliche Ordnung auf
dem Umweg iiber die Parteien ausgehohlt
wiirde. Die Parteitagsbeschliisse miissen da-
her grundsitzlicher Art sein und je nach ihrer
Zustindigkeit den Parlamenten des Bundes
und der Lander Gestaltungsspielraum geben.
Die Kommission ging bei ihren Uberlegungen
von der Existenz und Funktionsfdhigkeit der
en, eine integrierende und koordinieren-
de Aufgabe zu erfiillen, aus. Dabei war sich
die Kommission bewuBt, daB es im Rahmen

der geltenden Verfassung konkurrierende
Vorstellungen gibt, die miteinander im Wett-
bewerb um die Entscheidung der Wahler ste-
hen, Dies ist gerade in einem Bundestaat, in
welchem die verschiedenen politischen Par-
teien Regierungsverantwortung tragen, in be-
sonderem MaBe der Fall, Einer Empfehlung
der Kommission fiir die Ausgestaltung des
politischen, vorparlamentarischen Raums be-
durfte es nicht.

Diese Beurteilung der politischen integrieren-
den Tatigkeit der Parteien war es auch, die be-
zliglich der von verschiedenen Seiten erhobe-
nen Forderung nach der Errichtung eines
Wirtschafts- und Sozialrates als Verfassungs-
organ zu folgender Empfehlung der Kommis-
sion fithrte:

.Die Kommission hilt es nicht fiir erforder-
lich, das bestehende Verfahren der Mitwir-
kung der Verbande an der Gesetzgebung zu
dndern.”

Die Frage stellte sich insbesondere auch,
nachdem in Frankreich, Italien, den Nieder-
landen, Belgien und Ddnemark wie auch im
Bereich der Europdischen Gemeinschaft Wirt-
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schafts- und Sozialausschiisse bestehen. Die
Kommission war der Auffassung, daB die in
‘Wirtschafts- und Sozialriten vertretenen In-
teressenorganisationen wertvolle Hilfe bei
der Beratung von Gesetzen leisten konnen.
Uber die verschiedenen Interessenstandpunk-
te kann man aber nach Auffassung der Kom-
mission nicht in einem Kreis von Interessen-
vertretern abstimmen. Nur politische Man-
datstrdger, die eine Gesamtverantwortung ha-
ben und die im Rahmen einer Gesamtkonzep-
tion ihre Entscheidungen treffen, kénnen aus
den dargelegten Interessenlagen SchluBfolge-
rungen ziehen. Die Kommission ist der Auf-
fassung, daB dies die entscheidende integrie-
rende Aufgabe der politischen Parteien ist.
Den Verbédnden obliegt es, den Parteien und
Parlamenten ihre Interessenlage und ihre
Auffassungen darzulegen. Der SchiuBbericht
fiihrt dazu aus:

» Verfassungspolitisch wiirde die Einfiihrung
eines Bundeswirtschafts- und Sozialrates den
grundgesetzlichen Auftrag der politischen
Parteien, an der politischen Willensbildung
mitzuwirken (Artikel21 Abs.1 Satz1 GQ),
tangieren. Ein Bundeswirtschafts- und Sozial-
rat ware seiner Struktur nach nicht imstande,
die wirtschaftlichen und sozialen Interessen
des ganzen Volkes zu vertreten. Er konnte
und wiirde lediglich Einzelinteressen ins
politische BewubBtsein riicken und ihnen zum
Durchbruch zu verhelfen suchen. Die politi-
schen Parteien leisten demgegeniiber bereits

IV.

Die Bestimmung des Artikels 24 Abs. 1 GG:
«Der Bund kann durch Gesetz Hoheits-
rechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen
ubertragen” hat einen ganz besonderen Rang,
kommt doch mit ihr ein Staats- und Verfas-
sungsverstdndnis zum Ausdruck, das frither
durch den Begriff der Souverdnitit einge-
schrankt war. Dabei kann der Streit dariiber,
ob die Hoheitsrechte iibertragen oder zur
Wahrnehmung iibertragen werden, dahinge-
stellt bleiben. Diese Bestimmung machte es
der Bundesrepublik méglich, eine Politik fiir
ein werdendes Europa zu fithren, und sie
macht im Rahmen der Art. 235 und 236 des
EWG-Vertrages auch jede weitere europa-
ische Integrationspolitik méglich.

Die fiir das Jahr 1978 vorgesehene unmittel-
bare Wahl der Abgeordneten zum Europa-
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heute infolge ihrer weitgehenden Wandlung
zu Volksparteien die Integration von Partikuy-
larinteressen. Ihre heutige Struktur bietet die
Maéglichkeit, politische und soziale Forderun-
gen von organisierten Gruppen aufzunehmen
und zu integrieren, ohne dabei die Rolle eines
Vollstreckers ihrer Interessen iibernehmen zu
miissen. Die Parteien nehmen die Aufgabe
des vermittelnden Ausgleichs zwischen unter-
schiedlichen politischen Bestrebungen wahr,
dabei sind sie in der Lage, auch Anspriichen,
deren Durchsetzung einen Schaden fiir das
gemeinsame Wohl bedeuten wiirde, entgegen-
zutreten, Wegen ihres Ziels, breite Bevolke-
rungsschichten fiir sich zu gewinnen, verbie-
tet sich bei ihnen eine einseitige Interessen-
verfolgung. Ein Ausgleich unterschiedlicher
Interessenstandpunkte findet bereits in ihnen
selbst statt, Dieser parteiinterne ProzeB des
Interessenausgleichs stellt eine wesentliche
Funktion der politischen Parteien dar. Diese
Funktion wiirde beeintrachtigt, wenn den po-
litischen Parteien durch einen Bundeswirt
schafts- und Sozialrat ein quasi-parlamenta-
risches Forum sozialer und wirtschaftlicher
Michte gegeniibertrate, das der Auseinander-
setzung partikularer Interessen dient. Gefah-
ren fiir die Funktionsfdhigkeit des auf politi-
sche Parteien gestiitzten parlamentarisch-
reprasentativen Systems sind deshalb nicht
von der Hand zu weisen. Es bliebe nicht aus,
daB eine solche Entwicklung auch zu Lasten
der von den Verbdnden vertretenen Interes
sen ginge.”

Parlament setzt keine Anderung unserer Ver-
fassung voraus. Es geniigt, wenn Bundestag
und Bundesrat den Beschluf des Rates der
Europdischen Gemeinschaften vom 20. Sep-
tember 1976 zur Einfilhrung allgemeiner, un-
mittelbarer Wahlen der Abgeordneten zum
Europa-Parlament durch ein Bundesgesetz ra-
tifizieren und das erforderliche nationale Eu-
ropa-Wahlgesetz beschliefen.

Bei der Ubertragung durch einfaches Bundes:
gesetz kann es sich um Hoheitsrechte han-
deln, die nach unserer Verfassungsordnung
dem Bund oder den Lindern zustehen. Es ist
richtig, daB ein solches Gesetz materiell
rechtlich eine Verfassungsdnderung ist. Si
cher kann der Bund aber dieses Recht nur im
Rahmen des Art. 79 Abs. 3 GG ausiiben, d.h.
er mub die Eigenstaatlichkeit der Lander re
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spektieren, er kann sie nicht durch Ubertra-
gung von Zustandigkeiten auf die Europé-
ische Gemeinschaft in Frage stellen.

Die Kommission war der Auffassung, daB dies
durch eine Neuformulierung des Art. 24
Abs.1 GG gesichert werden sollte in der
Weise, daB ,Hoheitsrechte der Lander jedoch
nur durch Gesetz mit Zustimmung des Bun-
‘desrates” iibertragen werden diirfen,

Gegen eine solche Bestimmung bestehen ern-
ste Bedenken, wiirde sie doch die Handlungs-
fdhigkeit der Bundesregierung unangemessen
einschranken und ihr die eigenverantwortli-
che Verhandlungsmdglichkeit bei der europa-
ischen Integration sehr beschneiden. Die Bun-
desrepublik muB auBenpolitisch einheitlich
auftreten kdnnen; sie muf bei Verhandlungen
ein voller Verhandlungspartner sein, der
nicht der Gefahr ausgesetzt ist, innenpolitisch
desavouiert zu werden. Man hat Art. 24
Abs. 1 GG auch wiederholt die ,Integrations-
kompetenz” genannt. Sie wére bei der vorge-
schlagenen Anderung nichts mehr wert.

Art. 24 Abs. 1 GG laBt die Frage offen, in wel-
chem Verhiltnis das Recht der zwischenstaat-
lichen Einrichtungen und insbesondere die
Rechtsakte, die von diesen Einrichtungen er-
lassen werden,- zum innerstaatlichen Recht
stehen. Von besonderer praktischer Bedeu-
tung ist diese Frage im Hinblick auf das soge-

nannte sekundire europdische Gemeinschafts-
recht. Die Kommission war der Auffassung,
daB aus Sinn und Zweck des Art. 24 Abs. 1
GG der Vorrang des europdischen Gemein-
schaftsrechts generell folgt, also sowohl ge-
geniiber dem gesamten einfachen innerstaatli-
chen Gesétzesrecht wie auch gegeniiber dem
Verfassungsrecht.

Soweit auf Grund von Art.24 Abs.1 GG
Rechtsvorschriften einer zwischenstaatlichen
Einrichtung (EG) einen aufgabebedingten
Aufwand verursachen, ist bislang zwischen
Bund und Léndern strittig, wer die Kosten zu
tragen hat. Die Kommission schldgt vor, daB
— soweit Rechtsvorschriften einer zwischen-
staatlichen Einrichtung Geldleistungen ge-
wihren — die gleiche Regelung gelten muf
wie bei entsprechenden Bundesgesetzen; der
Bund trdgt also — nach dem Vorschlag der
Kommission — 80 v. H. der Lasten, es sei
denn, daBf das Gesetz mit Zustimmung des
Bundesrates etwas anderes bestimmt. Trégt
der Bund 80 v. H. der Aufwendungen, so wird
das Gesetz im Auftrage des Bundes ausge-
fiihrt. Das bedeutet, daB mit dem Ubergang
von Landeszustindigkeiten auf die Europé-
ische Gemeinschaft die Durchfilhrung der
Rechtsvorschriften der Europdschen Gemein-
schaft, soweit sie Geldleistungen betreffen,
die Auftragsverwaltung des Bundes begriin-
den.

V.

«Die Pflege der Beziehungen zu auswdrtigen
Staaten” ist nach Art. 32 Abs. 1 GG ,Sache des
Bundes”, Im Rahmen der auswartigen Bezie-
hungen spielt die Kulturpolitik eine bedeuten-
de Rolle; sie liegt in der ausschlieflichen Zu-
stindigkeit der Ldnder. Daraus entsteht das
zu lésende Problem.

a) Kann der Bund solche Vertrige abschlie-
fien, die sich auf die Landerkompetenz bezie-
hen; konnen auch die Lander solche Vertrdge
mit auswirtigen Staaten abschliefen? (Ab-
schluBkompetenz).

b) Wer ist zustindig, ein abgeschlossenes
Abkommen innerhalb der Bundesrepublik
durchzufiihren? (Transformationskompetenz).

Der Bund und die Lander konnten sich in die-
sen Fragen nicht auf einen Rechtsstandpunkt
einigen, Am 14. November 1957 schlossen sie
das ,Lindaner Abkommen“. Das Abkommen
fihrte in der Praxis zu einer konkurrierenden

Zustidndigkeit von Bund und L&ndern hin-
sichtlich des Abschlusses wvdélkerrechtlicher
Vertrage, wobei die Interessen der Linder im
Fall des Vertragsabschlusses durch den Bund
auf Grund bestimmter Mitwirkungsrechte ge-
wahrt bleiben.

In der Kommission setzte sich die Auffassung
durch, daB trotz des durchaus befriedigend
funktionierenden Abkommens die Streitfrage
im Verfassungstext selbst entschieden werden
sollte, und zwar durch eine eindeutige Rege-
lung im Sinne einer konkurnerenden Zustdn-
digkeit von Bund und Léndern. Die Kommis-
sion schldgt daher vor, den Art. 32 wie folgt
zu fassen:

»(1) Die Pflege der auswairtigen Beziehungen
ist Sache des Bundes.

(2) Vor dem Abschlusse eines Vertrages, der
die besonderen Verhiltnisse eines Landes be-
rithrt, ist das Land rechtzeitig zu horen.
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(3) Soweit die Lander fiir die Gesetzgebung
zustdndig sind, konnen auch sie mit Zustim-
mung der Bundesregierung volkerrechtliche
Vertrdge abschlieBen. SchlieBt der Bund sol-
che Vertrdge ab, so hat er vor dem AbschluB
die Zustimmung der Lénder einzuholen; dies
gilt nicht, wenn nur ein fiir den Vertrags-
zweck unwesentlicher Teil des Vertrages in
die Zusténdigkeit der Lander féllt. Die Lander
treffen die zur Durchfilhrung dieser Vertrage
erforderlichen MaBnahmen.*

Gegen diese Empfehlung bestehen Bedenken:
Die Bundesregierung wird vor dem AbschluB
eines Vertrages von der Zustimmung aller
Lénder abhdngig. Das ist eine Regelung, die
fiir einen Staatenbund, jedoch nicht fiir einen
Bundesstaat angemessen ist; sie widerspricht
dem Abs, 1 des Artikels 32 GG, wonach die
Pflege der auswirtigen Beziehungen Sache des
Bundes ist; wenn der Bund in der vorgeschla-
genen Weise von der Zustimmung aller Léan-
der abhédngig wére, ware er praktisch funk-
tionsunfdhig. Der Bundesstaat hat nach auBen

einheitlich aufzutreten; deshalb begegnet auch
die AbschluBkompetenz der Lander erhebli-
chen Bedenken. Welches Bild bietet denn die
Bundesrepublik auf internationalen kulturpe-
litischen Konferenzen, wenn jedes deutsche
Einzelland mit einer eigenen Delegation auf-
tritt?

Um innerstaatlich eine Einbruchsmdéglichkeit
des Bundes in die ausschlieBliche Gesetzge-
bungszustdndigkeit der Lander zu verhindern,
gleichzeitig aber dem Bund die Gewahr zu ge-
ben, daB das von ihm abgeschlossene Abkom-
men transformiert wird, schlagt die Kommis-
sion vor, die Transformationspflicht der Lan-
der in die Verfassung aufzunehmen. Diesa
Verpflichtung kénnte auch aufgenommen
werden, ohne den Bund von der vorherigen
Zustimmung aller Lander abhdngig zu ma-
chen. Die vorgeschlagene Regelung macht
den Bund zum Geschaftsfiihrer der Lander, er-
laubt ihm aber keine selbstdndige Politik in
der Pflege der auswdrtigen Beziehungen auf
dem Gebiet der Kulturpolitik,




Carl Otto I:enz

Aktuelle Fragen der Machtverteilung
zwischen Volk, Parlament und Regierung

Das Verhiltnis von Parlament und Regierung
war bereits in den Jahren vor der ersten Ein-
setzung der Enquete-Kommission Verfas-
sungsreform am 8. Oktober 1970 verfassungs-
politisch aktuell geworden. Die Parlamenta-
rismusdiskussion jener Jahre befaBte sich so-
wohl mit Reformen, die den reprasentativen
Parlamentarismus fortentwickeln — beispiels-
weise durch verstdrkten Einbau plebiszitarer
Elemente —, als auch mit solchen, die system-
iberwindend — beispielsweise durch Ein-
fihrung der Rétedemokratie — wirken soll-
ten. Noch heute werden Vorschldge zur Neu-
gestaltung der politischen Vertretung des
Volkes vorgelegt. So empfiehlt Friedrich Au-

II. Reprdsentative Demokratie und

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
bekennt sich zur reprasentativen Demokratie
und zum parlamentarischen Regierungssy-
stem ?), Diese Vorentscheidung fiir diese bei-
den Aufbaugrundsdtze unseres Staates gab
ihr die Richtschnur fiir ihre Empfehlungen zur
Machtverteilung zwischen Parlament und Re-
gierung. Sie verfallt damit nicht unkritischer
Selbstiiberschatzung und Interessenbehaup-
tung des Parlaments, sondern folgt der Er-
kenntnis, daB bei aller Unvollkommenheit je-
des Staatswesens doch die reprisentative par-
lamentarische Demokratie die beste aller
denkbaren und bisher erorterten Staatsformen
und ihrer Ausgestaltungen darstellt.

) Friedrich August von Hayek, Wohin steuert die
Demokratie?, in: FAZ, 8. 1, 1977,
*) Erich Fromm, Haben oder Sein. Die seelischen
Grundlagen einer neuen Gesellschaft, Stuttgart
1976, S. 190,
%) BT-Drs. 7/5924, S.11; um die Darstellung nicht
mit zu vielen Anmerkungen zu iiberlasten, wird
im weiteren Verlauf nicht mehr ausdriicklich auf
Einzelfundstellen im SchluBbericht der Enque-
te-Kommission Verfassungsreform (BT-Drs. 7/5924)
Yerwiesen, zumal sie anhand des genannten Be-
— insbesonderer seiner Kapitel 1 bis 6 —
leicht zu @iberpriifen und zu belegen sind.
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I. Einleitung

gust von Hayek eine ,Versammlung von rei-
fen Menschen”, die neben dem heutigen Par-
lament und der Regierung eingerichtet und
dem jetzigen Parlament zur Festlegung von
Inhalt und Richtung des politischen Zusam-
menlebens die Gesetzgebung abnehmen
soll ). Erich Fromm regt an, einen ,Obersten
Kulturrat” ins Leben zu rufen, der die Aufga-
be hat, die Regierung, die Politiker und die
Biirger in allen Angelegenheiten, die Wissen
und Kenntnis erfordern, zu beraten ). Beides
sind unrealistische Modelle, die allein auf die
Kraft geistiger Eliten abstellen, deren person-
liche und politische Moral ochne weitere Be-
denken unterstellt wird.

parlamentarisches Regierungssystem

Das Unbehagen an der Effektivitat parlamen-
tarischer Arbeit, die manchmal dem parla-
mentarischen System iiberhaupt angelastet
wird, konnte und wollte die Enquete-Kommis-
sion Verfassungsreform nicht unerortert las-
sen. Bereits ihr Auftrag umfaBite die Uberprii-
fung des gegenwirtigen Verhdltnisses von
Parlament und Regierung. Sowohl in der 6.
als auch in der 7. Wahlperiode richtete sie je
eine Unterkommission zu diesem Themenbe-
reich ein. In ihren Empfehlungen legt sie Vor-
schldage zur Weiterentwicklung des parlamen-
tarischen Systems vor und rat von der Ver-
wirklichung anderer ab. Thre Empfehlungen
betreffen nicht nur das Parlament selbst —
insbesondere den Bundestag, aber auch die
Volksvertiretungen der Lander —, sondern
auch ihr Verhiltnis einerseits zu den Biirgern
und andererseits zur Regierung.

Empfehlungen zum Verhdlinis wvon Biirger
und Bundestag

Die Einfiihrung von Volksentscheiden auf
Bundesebene iiber den Fall der Landerneu-
gliederung (Artikel 29 GG) hinaus wird immer
wieder gefordert. Dies geschah beispielswei-
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se, als die Neufassung der Strafvorschriften
iiber die Abtreibung anstand. Auch Volksbe-
fragungen werden immer wieder empfohlen.
Neulich wurde dieses plebiszitire Entschei-
dungshilfsmittel im Zusammenhang mit dem
Bau von Atomkraftwerken ins Spiel ge-
bracht 4).

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
lehnt — vom Fall der Ldnderneugliederung
abgesehen — jede Form des Plebiszils auf
Bundesebene ab. Sie will das freie Mandat
der Abgeordneten nicht beeintrachtigt sehen.
Sie will das Recht der Parteien, an der politi-
schen Willensbildung des Volkes mitzuwir-
ken, nicht praktisch der Auflésung anheim-
geben. Volksbefragungen, Volksbegehren und
Volksentscheide stellen nach ihrer Ansicht
nicht einen geeigneten Weg dar, das demo-
kratisch-reprdasentative System auf der Bun-
desebene zu festigen und in seiner Legitimati-
onskraft zu starken,

Es ist im Gegenteil zu befiirchten, daB auf
diesem Wege die Handlungsfahigkeit des ein-
zelnen Abgeordneten wie des ganzen Parla-
ments in einer Weise beeintrachtigt und ge-
mindert wird, die es nicht mehr erlaubt,
rechtzeitig und tatkraftig Grundsatzentschei-
dungen zur Bewaltigung der anstehenden po-
litischen Probleme zu treffen. Die Machi-
verteilung zwischen Bundestag, Bundesprési-
dent und Bundesregierung soll auch nicht
durch eine Volkswahl des Bundesprasidenten
geschmalert werden. Es soll grundsatzlich da-
bei bleiben, daB der Bundesprésident keine
eigentlich politischen Kompetenzen besitzt,

Ist zwar die Einfithrung plebiszitarer Elemen-
te in das Grundgesetz abzulehnen, bleibt doch
dafiir zu sorgen, daB die im Représentations-
system notwendige Riickbindung der parla-
mentarischen Entscheidungen an den Wahler-
willen zu einem stetigen Vertrauensverhaltnis
zwischen Biirger und Abgeordneten ausge-
baut wird. Im gegenwartigen Wahiverfahren
zum Bundestag besitzt der einzelne Biirger
kaum EinfluB auf die Auswahl der Kandi-
daten. Er kann nur die von den Parteien
vorgeschlagenen Wahlkreiskandidaten und in
der von den Parteien festgelegten Reihenfolge
die Listenkandidaten mit seiner Stimme unter-
stiitzen. Mehr EinfluB besitzt das Parteimit-
glied, das innerhalb seiner Partei direkten
oder mittelbaren EinfluB auf die Kandidaten-
auswahl nehmen kann. Selbst diese Rechte

%) So der nordrhein-westfélische Minister Fried-
helm Farthmann in Neue Ruhr-Zeitung, 9. 11, 1976,
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werden als zu wenig effektiv angesehen. Zur
Abhilfe werden fiir alle Biirger offene oder
zugunsten der Parteimitglieder geschlossene
Vorwahlen nach amerikanischem Muster
empfohlen, teilweise sogar — innerhalb der
CDU von Rheinland-Pfalz wurden solche Ver-
suche unternommen — praktiziert 9).

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
empfiehlt nicht, Vorwahlen nach amerikani-
schem Muster in das deutsche Bundestags-
wahlrecht einzufiihren. Offene Vorwahlen
wirden der Parteienstruktur in Deutschland
widersprechen. Selbst geschlossene Vorwah-
len innerhalb der bestehenden Parteien wiir-
den die Integrationsleistungen der groBen
Parteien schwachen und damit die Wirksam-
keit des parlamentarischen Systems herabset:
zen. Die Enquete-Kommission Verfassungsre-
form will aber die parieiinterne Auswahl der
Kandidaten groBerer Mitsprache der einzel
nen Parteimitglieder o6ifnen. Sie empfiehlt
deshalb, § 21 des Bundeswahlgesetzes um den
Fall zu erweitern, daB die Kandidatenauswahl
auBer durch eine Mitglieder- oder durch eine
Vertreterversammlung auch durch eine Brief
wahl der Parteimitglieder erfolgen kann,
wenn die Satzung der Partei dieses zusatzli-
che Verfahren einfiihrt.

Dariiber hinaus will die Enquete-Kommission
Verfassungsreform jedem wahlberechtigten
Biirger die Méglichkeit einraumen, die Kandi-
datenauswahl durch die Parteien nachtraglich
zu kontrollieren und teilweise zu korrigieren
Sie empfiehlt deshalb, fir die Zweitstimmen
zur Bundestagswahl das Vorbild des bayeri-
schen Landtagswahlrechts zu ibernehmen
Dann konnte der Wihler seine Zweitstimme
entweder einer bestimmten Partei oder einem
bestimmten Kandidaten auf der Liste einer
Partei geben. Dadurch kénnte — wie bayeri-

%) 8. dazu u. a.: Peter Haungs, Mitgliederbefragung
zur Landlags-Kandidatenaufstellung. Das Ex| ;
ment des CDU-Bezitksverbandes Rhein-Hessen-
Pfalz, in: ZParl 1970, S. 403—417; ders., Das
bei den rheinland-pfdlzischen Landlagswlhhﬂ
praktizierte Vorwahlverfahren und seine Uheb
tragbarkeit auf die Wahlen zum Bundestag, ini
Protokoll der Seminartagung der Deutschen 'V@
einigung fiir Pmaments!rageu e.V. vom 2. 1%
1974 zum Thema ,Kandidatenaufstellung durch
Vorwahlen? Uberlegungen zur Reform der Wahlen
zum Deutschen Bundestag”; vgl. auch Hans-Jo&
chim Veen, Vorwahlen und Parteienverantwort:
lichkeit im parlamentarischen Regierun

der Bundesrepublik, in: Beitrdge zum Problem
tischer Arbeit in der modernen Gesellschaft,
1973, S.93—103, der in Vorwahlen keine en
dende Verbemrlmg der freiheitlich-reprasenta
ven Demokratie sieht.




sche Beispiele beweisen — die Reihenfolge
der Kandidaten auf einer Liste nachhaltig
verandert werden. Es ware tlibrigens im Sinne
dieser Empfehlung der Enquete-Kommission
Verfassungsreform konsequent, wiirde das
bayerische Landtagswahlrecht auch das Vor-
bild fiir das deutsche Wahlgesetz zum Euro-
paischen Parlament abgeben.

Der miindige Biirger will das politische Leben
nicht nur durch Personal-, sondern auch durch
Sachentscheidungen mitgestalten. Ausdruck
dessen sind nicht zuletzt die Biirgerinitiati-
ven. Ihr EinfluB auf die gegenwartige Politik
ist nicht zu unterschétzen, derzeit vor allem
auf die Energiepolitik und auf den StraBen-
bau. Bezeichnend dafiir ist nicht zuletzt, dab
er schon Gegenstand des politischen Witzes
geworden ist. Ein Beispiel dafiir bietet das
den Radio-Eriwan-Witzen nachgebildete Fra-
ge- und Antwortspiel zur Energiepolitik:
. Trifft es zu, daB der Vorsitzende der ,Bundes-
vereinigung Biirgerinitiativen Umweltschutz’
die Richtlinien der Kernenergiepolitik be-
stimmt?”. Antwort: ,Im Prinzip nein. In der
Praxis jedoch ...".

Biirgerinitiativen sind wie alle Verbande dazu
berechtigt, Interessen der Biirger gegeniiber
Parlament und Regierung wahrzunehmen. Die
Demokratie ist gerade die Staatsform, die die
Initiative — auch kleiner Gruppen — fordert
und belohnt. Wie alle Verbdnde sind aber die
Biirgerinitiativen von ihren Mitgliedern nur
flir deren jeweilige Einzelinteressen legiti-
miert, nicht fiir das iibergreifende Gemein-
wohl. Biirgerinitiativen sind in aller Regel In-
teressengemeinschaften. Sie diirfen ihren Ver-
bandswillen nicht als Gesamtwillen begreifen
oder dazu erkldren. Sie vermégen ihre Mit-
glieder nur in dem jeweiligen Einzelinteresse
zu integrieren. Nur die Parteien, insbesondere
die groBen Volksparteien,’ sind Veranstaltun-
gen zur Integration aller politischen Einzelin-
teressen zu einem Gesamtwollen. Aber auch
bei ihnen selbst liegt nicht die Entscheidung
iiber das Gemeinwohl, sondern bei den aus
ihnen hervorgegangenen Mitgliedern der Par-
lamente. Auch ein noch so berechtigtes Ein-
zelinteresse, dargestellt durch eine noch so
méchtige Biirgerinitiative, muB wohlerwogene
Entscheidungen der Parlamente gegen sich
gelten lassen. Die Staatsorganisation muB es
erméglichen, daB das Parlament auch Ent-
scheidungen gegen michtige Einzelinteressen
fillen und durchsetzen kann, wenn iiberge-
ordnete Interessen oder der Schutz anderer es
erfordern. Um nicht institutionell den Bundes-
tag dem an sich berechtigten, im Konfliktfalle
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aber die Integration des Gesamtvolkes hem-
menden Druck wirtschaftlicher und sozialer
Interessen auszuliefern, hat die Enquete-Kom-
mission Verfassungsreform — ebenso wie die
Kommission fiir wirtschaftlichen und sozialen
Wandel — auch davon abgesehen, die Errich-
tung eines Bundeswirtschafts- und Sozialrates
zu empfehlen. Im iibrigen kommt es auf die
Integrationsleistung der Parteien und Frak-
tionen an. Diese zu starken ist Ziel der Emp-
fehlungen der Enquete-Kommission Verfas-
sungsreform insbesondere zum Wahlrecht,
zur Stellung der Abgeordneten und zu den
Rechten von Bundestag und Landtagen.

Empfiehlungen zur Stellung und Arbeitsweise
des Bundestages

Die spektakuldren Austritte von Abgeordne-
ten aus ihrer Fraktion und ihr Wechsel in
eine andere wahrend der 6. Wahlperiode ha-
ben vielfédltige Uberlegungen zu den Rechlen
und Pflichten der Abgeordneten ausgelost. Ei-
nige wollten die Einfilhrung eines imperati-
ven Mandats, andere wollten bei grundsatzli-
cher Beibehaltung des freien Mandats den
Abgeordneten starker an seine Partei binden
und von ihr abhéngig machen.

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
sah keine Veranlassung, am Grundsatz des
freien Mandats zu riitteln oder Folgen an ein
Ausscheiden aus einer Fraktion oder an einen
Fraktionswechsel zu kniipfen. Auf dem unein-
geschriankten, freien Mandat beruht ndamlich
die Handlungsfdhigkeit des einzelnen Abge-
ordneten.

Die vorzeitige Auflésung des 6. Deutschen
Bundestages hat die Probleme offenbar wer-
den lassen, die nach dem damals geltenden
Recht zwischen zwei Wahlperioden auftreten.
Gleichzeitiy wurde deutlich, daB die Wege
zur vorzeitigen Beendigung einer Wahlperio-
de nicht ausreichen.

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
empfiehlt auf Grund dieser Erfahrung, die
Wahlperioden der Bundestage nahtlos anein-
ander anschlieBen zu lassen. In der 33. Ande-
rung des Grundgesetzes vom 23. August 1976
ist dieser Vorschlag bereits geltendes Recht
geworden. Seither endet eine Wahlperiode
vorzeitig nicht mehr mit dem Tag der Aufl6-
sung, sondern mit dem Zusammentritt eines
neuen Bundestages (Artikel 39 Abs.1 Satz2
GG). Dariiber hinaus empfiehlt die Enquete-
Kommission Verfassungsreform ein Selbstauf-
Iosungsrecht des Bundestages. Auf Antrag
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von einem Viertel der Mitglieder soll der
Bundestag mit Zweidrittelmehrheit die vorzei-
tige Beendigung seiner Wahlperiode be-
schlieBen koénnen. Die Enquete-Kommission
Verfassungsreform schldgt nicht vor, die
‘Wahlperiode des Bundestages von vier auf
fiinf Jahre zu verldngern. Die EinfluBmoglich-
keiten des Biirgers auf die Zusammensetzung
des Bundestages und damit auf die Gestaltung
der Politik sollen nicht geschmélert werden.
SchlieBlich vermochte sie sich nicht der An-
regung anzuschlieBen, die Wahlen zu den
Volksvertretungen der Lénder an einem Tag
in der Mitte der Wahlperiode des Bundesta-
ges zusammenzulegen. Dadurch wirde die
Souverdnitit der Ladnder unzuldssig ver-
kiirzt.

Den hdufigsten AnlaB fiir Beschwerden iiber
die Arbeit des Bundestages bieten die leeren
Bénke im Plenum des Bundestages wiahrend
vieler Sitzungen. Jedem Abgeordneten oblie-
gen zu viele Aufgaben, als daB er sie bewilti-
gen kénnte, wiirde er an jeder Plenarsitzung
von Anfang bis Ende teilnehmen. Die Arbeit
des Bundestages ist auch zu spezialisiert und
zu detailliert, als daB jeder Abgeordnete sich
mit jedem politischen Thema griindlich be-
schiftigen konnte, Die Klage iiber den Bun-
destag schwankt von dem Vorwurf, als fleiBi-
ges Arbeitsparlament zu viel Detailarbeit zu
leisten, bis hin zu dem, sich den eigentlichen
Lebensfragen der Nation kaum zu widmen.

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
empfiehlt nicht zuletzt gerade um der Entla-
stung des Parlaments von Detailarbeit und der
Freistellung fiir politische Grundfragen willen,
das Verfahren der Bundestagsarbeit zu straf-
fen und neu zu ordnen. Sie will die Gesetzes-
beratung grundsétzlich auf zwei Lesungen be-
schrianken. Dieses Verfahren wird jetzt schon
bei vélkerrechtlichen Vertragen geiibt. Auch
die Landtage von Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein begniigen sich grundsatz-
lich mit zwei Beratungen. Drei Lesungen sol-
len kiinftig im Bundestag die Ausnahme sein,
zum Beispiel bei Grundgesetzdnderungen und
beim Haushaltsplan. Gleichzeitig soll die
AusschuBberatung neu gestaltet werden. Bis-
her gibt nur der federfilhrende AusschuB den
Bericht iiber die AusschuBberatungen an das
Plenum des Bundestages., Kiinftig sollen ge-
meinsame Sitzungen von federfiihrendem und
beratenden Ausschiissen stattfinden kénnen.
In diesen erweiterten AusschuBsitzungen
konnten auch die mitberatenden Ausschiisse
auf die Gestaltung des Berichts gréBeren Ein-
fluf ausiiben. Die erweiterten AusschuBsit-
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zungen sallen grundsétzlich - 6ffentlich sein,
Der Vorschlag zur Neugestaltung des Gesetz:
gebungsverfahrens will dem einzelnen Abge.
ordneten das Recht zu Abanderungsantragen
in der zweiten Beratung nicht nehmen.

Im {brigen konnte sich der Bundestag ven
dem Vorwurf zu vieler Detailarbeiten da-
durch entlasten, daB er in mehr Fillen als bis.
her von der Méglichkeit Gebrauch macl:t‘|
sich beim ErlaB von Rechisverordnungen ein
Zustimmungsrecht vorzubehalten. In diese
Richtung zielte ein Anlauf in der 7. Wahlpe-
riode, das StraBenverkehrsgesetz zu novellie:
ren. Erfolg war dieser Gesetzesinitiative aller-
dings am Ende nicht beschieden®). Ein sol
ches Verfahren wére zumindest ebenso er
folgversprechend wie die Empfehlung der
Kommission, die Erméchtigung von Rechis
verordnungen nur noch an die Angabe ihres
Zweckes zu binden. Allerdings wire es @l
weitgehend, wollte man in Artikel 80 GG all-
gemein bei Rechtsverordnungen einen Zustims
mungsvorbehalt zugunsten des Bundestages
einfithren. Die Delegation von Rechtsetzungs-
befugnissen soll vielmehr in der Regel bi§
zum Widerruf der Erméchtigung in vollem
Umfang den Bundestag entlasten. Nur in polis
tisch bedeutsamen Féllen soll der Bundestag
auch auf die Gestaltung von Rechtsverord:
nungen Zugriff nehmen.

Empiehlungen zum Verhiltnis von Bundestag
und Bundesregierung

Der Bundestag wie die Landtage haben in den
letzten Jahren haufiger Unifersuchungsaus:
schiisse einsetzen miissen. Fiir das Verfahren
hat sich die sinngemdBe Anwendung der
StrafprozeBordnung, wie es Artikel 44 GG
vorschreibt, als unzweckmaBig erwiesen. Die
sogenannten IPA-Regeln bieten eine wertvol
le Hilfe, sind aber noch nicht ausgereift ge-
nug, um die Wirksamkeit der Untersuchungs
ausschiisse sicherzustellen. Beteiligte nutzen
die liickenhafte Verfahrensregelung, um sich
selbst ins beste Licht zu setzen und die Ge:
genseite an der Beweisfithrung zu hindern. 50
versucht beispielsweise einer der Haupt
betroffenen des Hessischen Untersuchungs
ausschusses f{iber die Flughafenaffire, dér
Frankfurter Oberbiirgermeister Rudi Amdl

;}!30251;::1 Schicksal des Gesetzentwur?; lBTl...
vgl. den Bericht dazu in: ar !
S. 20—27, unter der Uberkchrift ,Ein exemplat
scher Versuch, Verordnungen von der Zus J
des Bundestages abhdngig zu machen: Die 4]
ve im Bereich des StraBenverkehrsrechts”.
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fiir sich ein Zeugnisverweigerungsrecht in
Anspruch zu nehmen, wodurch das Untersu-
chungsverfahren nur lickenhaft abgeschlos-
sen werden konnte. Die Offentlichkeit beur-
teilt aus solchen und &hnlichen Erfahrungen
heraus die Untersuchungsausschiisse sehr
skeptisch und bezweifelt bereits bei ihrer Ein-
setzung, daB ein befriedigendes Ergebnis her-
auskommen werde.

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
hat sich ausgiebig mit Reformvorschldgen des
Untersuchungsverfahrens befafit. Ob das Un-
tersuchungsverfahren eher einem gerichtli-
chen ProzeB gleicht oder besonderer Aus-
druck der parlamentarischen Auseinanderset-
zung ist, konnte sie nicht mit letzter Sicher-
heit klaren. Dennoch neigt sie dazu, das
Schwergewicht der Funktionen des Untersu-
chungsausschusses in dem Aspekt der politi-
schen Auseinandersetzung zu sehen, ohne da-
durch die notwendige Sachaufkldarung bei der
Untersuchung von MiBstanden vernachldssi-
gen zu wollen.

Der SchluBbericht der Enquete-Kommission
Verfassungsreform stellt drei verschiedene
Modelle fiir die Reform der Untersuchungs-
ausschiisse vor, zwei davon in Sondervoten.
Das Sondervotum von Dr. Hirsch zum Ab-
schnitt ,Untersuchungsausschiisse” schligt in
Anlehnung an die Empfehlung der Kommis-
sion vor, der Untersuchungsausschub solle
aus sieben stimmberechtigten Mitgliedern und
einem nicht stimmberechtigten Vorsitzenden
bestehen, die die Befdhigung zum Richteramt
besitzen und mindestens vier Jahre Mitglie-
der des Bundestages gewesen sind. Das Son-
dervotum von Prof. Dr. Schifer tritt fiir ein
Untersuchungsgremium ein, das nicht mit
Parlamentariern besetzt ist und dem Bundes-
tag zu berichten hat, der auf Grund des Un-
tersuchungsberichtes werten und beschlieSen
kann; die Untersuchungskommission soll da-
nach aus fiinf Richtern bestehen, die durch
Los aus einer zu Beginn der Wahlperiode
vom Bundestag berufenen Gruppe von 30 ehe-
maligen Richtern bestimmt werden, wobei
das zuerst ausgewdhlte Mitglied den Vorsitz
Gbernimmt. Die Enquete-Kommission Verfas-
sungsreform selbst empfiehlt, den Untersu-
chungsausschuB mit bis zu neun stimmbe-
rechtigten Mitgliedern, die nach der Stéirke
der Fraktionen bestimmt werden, unter einem
nicht stimmberechtigten Vorsitzenden zu be-
setzen, die alle Mitglieder des Bundestages
sind, aber die Befiahigung zum Richteramt nicht
Zu besitzen brauchen. Dieses Untersuchungs-
verfahren geht vom Grundsatz der Waffen-
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gleichheit der beteiligien Seiten aus. Es uber-
tragt den stimmberechtigten Mitgliedern, wo-
von jedes zusammen mit einem anderen das
Recht zum Stellen von Beweisantriagen besitzt
und allein zur Abgabe von Sondervoten zum
SchluBberichtigt berechtigt ist, die inhaltliche
Aufkldarung des Untersuchungsgegenstandes.
Es weist dem nicht stimmberechtigten Vor-
sitzenden die Verhandlungsleitung zu, um ein
geordnetes Verfahren zu garantieren.

In der sogenannten Kleinen Parlamentsreform
von 1969 fithrte der Bundestag die Institution
der Enquete-Kommissionen ein, deren Mit-
glieder auBer Parlamentariern auch Sachver-
standige ohne Abgeordneteneigenschaft sind
(§ 74 a GO-BT). Diese Enquete-Kommissionen
sollen Entscheidungen des Bundestages iiber
umfangreiche und bedeutsame Sachkomplexe
gesetzgeberischer oder planerischer Natur
vorbereiten. Bisher gab es in der 6. und 7.
Wahlperiode neben der Enquete-Kommission
Verfassungsreform noch die Enquete-Kommis-
sion Auswirtige Kulturpolitik und in der 7.
Wahlperiode die Enquete-Kommission Frau in
der Gesellschaft. Zu anderen Enquete-Kommis-
sionen kam es nicht, u. a. weil bisher eine
ausreichende gesetzliche Grundlage fiir die
Untersuchungstatigkeit der Enquete-Kommis-
sionen nicht besteht. So scheiterte beispiels-
weise eine Enquete-Kommission zum Energie-
problem.

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
tritt fiir das Institut der Enquete-Kommis-
sionen zur Vorbereitung von umfangreichen
und bedeutsamen Gesetzen oder Planungen
staatlicher Aufgaben ein. Sie empfiehlt, die
Befugnisse der Enquete-Kommissionen iiber
die bestehenden Auskunftsrechte gegeniber
Bundes- und Landesbehorden hinaus um In-
formationsrechte auch gegeniiber natiirlichen
und juristischen Personen und Personenge-
sellschaften auszustatten, soweit dies zur Er-
reichung des Untersuchungszwecks erforder-
lich ist. Zur Begriindung dieser Befugnisse
hdlt sie eine verfassungsrechtliche Veranke-
rung der Enquete-Kommissionen und eine ge-
setzliche Begriindung ihrer Befugnisse fiir no-
tig.

Nicht erst die sogenannte Lausch-Affare, die
Ende Februar 1977 bekannt wurde, hat die
Tatigkeit der Nachrichtendienste in das Blick-
feld geriickt. Bereits in der 5. Wahlperiode
setzte der Deutsche Bundestag einen Untersu-
chungsausschuf zu diesem Themenbereich
ein. Er empfahl die grundsatzliche Veranke-
rung der parlamentarischen Kontrolle der
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Nachrichtendienste. Eingerichtet wurde das
Parlamentarische Vertrauensménnergremium.
In ihm fiihrt auf Grund einer Empfehlung der
Enquete-Kommission Verfassungsreform in
ihrem Zwischenbericht seit der 7. Wahlperio-
de nicht mehr ein Mitglied der Bundesregie-
rung, sondern jeweils ein Mitglied des Deut-
schen Bundestages den Vorsitz.

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
hélt die bestehende parlamentarische Kontrol-
le der Nachrichtendienste fiir ausreichend,
unter anderem wegen der Befiirchtung, daB
eine formale Kontrollinstitution weniger ef-
fektiv wirken koénnte, zumal die bisherigen
Erfahrungen mit dem Parlamentarischen Ver-
trauensmannergremium unter Vorsitz eines

Abgeordneten zufriedenstellend verlaufen
sind. In einem Sondervotum wird demgegen.
iiber vorgeschlagen, der Bundestag solle gi-
nen unabhédngigen AusschulBl fiir die Angele-
genheiten der Nachrichtendienste wiéhlen, der
aus fiinf Abgeordneten bestehen und fiir die
Dauer einer Wahlperiode bestellt werden soll.
Dieser AusschuB soll die parlamentarische
Kontrolle iiber die Nachrichtendienste aus
iiben und auf diesem Gebiet die Rechte eines
Untersuchungsausschusses wahrnehmen. Die
sem Sondervotum habe ich mich angeschlos-
sen: Ich bin der Auffassung, daB die politi
sche Kontrolle der Nachrichtendienste erneut
Gegenstand der Beratungen des Bundestages
werden mubB.

III. Empfehlungen zur Machtverteilung zwischen Landtag

und Landesregierung

Den ersten Anstof fiir die Einrichtung einer
Enquete-Kommission Verfassungsreform gab
nicht das Unbehagen an dem Verhiltnis von
Parlament und Regierung, sondern die Frage,
ob das Grundgesetz nach der Verabschiedung
der Finanzreform von 1968 den Anforderun-
gen eines Bundesstaates in einem sich poli-
tisch zusammenschlieBenden Kontinent genii-
ge oder weiterentwickelt werden miisse?7).
Insbesondere war deutlich geworden, dafi un-
ter anderem wegen der héufigen Verlagerun-
gen der Gesetzgebungszustandigkeiten wvon
den Landern auf den Bund den Volksvertre-
tungen der Lander stetig politischer Entschei-
dungsspielraum genommen wurde.

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
hat stets — nicht nur bei ihren Beratungen zu
Themen des Bund-Lénder-Verhéltnisses — auf
die Starkung der Eigenstaatlichkeit der Léan-
der geachtet, Thre Uberlegungen wurden mit-
bestimmt durch ihr Interesse an einer Verbes-
serung der Funktionsfdhigkeit des bundes-
staatlichen Systems und insbesondere durch
die Sorge um die Erhaltung und Sicherung
der Kompetenzen der Volksvertretungen der
Lédnder. Sie hat deshalb unbeschadet der Zu-
stindigkeit der Lénder fiir die Bestimmung
von Stellung und Aufgaben ihrer Verfas-

) S, die damals von mir initiierte GroBe Anfrage
betr. Weiterentwicklung des féderativen Systems,
BT-Drs, V/3099 (neu) vom 27.6. 1968, die die Bun-
desregierung am 20.3. 1969 in der BT-Drs. V/4002
beantwortete,
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sungsorgane Empfehlungen verabschiedet, die
auf eine Starkung der Landtage abzielen.

Die Enquete-Kommission Verfassungsreforn
geht davon aus, daB nach der gegenwartigen
Rechtslage die Landtage befugt sind, sich mil
Bundesratsangelegenheiten zu befassen und
ihren Landesregierungen dazu Ratschlage m
erteilen. Sie empfiehlt aber, um den Landts
gen geniigend Zeit zur Beratung anstehender
Veriassungsdnderungen zu geben, bei Vorls
gen zur Anderung des Grundgesetzes die
Frist nach Artikel 76 Abs. 2 GG fiir die Ber&
tungen des Bundesrates im ersten Durchgang
auf drei Monate zu erhthen. Nicht aufgegrif
fen hat sie den Vorschlag, Grundgesetzande
rungen nach dem Beispiel des Artikels 14
Abs.1 GG an die Zustimmung von zwei Drit
teln der Landtage anstelle der Zustimmunf
durch den Bundesrat zu binden 5).

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
empfiehlt dariiber hinaus, den Landtagen di¢
Befugnis zur Gesetzgebung einzurdumen, 80
weit durch Bundesgesetze Landesregierungen
ermdchtigt werden, Rechtsverordnungen 7l
erlassen. Dieses Recht der Landtage wiirdé
keineswegs wegen der vom Bundesgesetzge
ber in seiner Verordnungserméchtigung g¢&

*) Ein solches Modell habe ich 1970 in die Diskus
sion eingefithrt; vgl. meinen Aufsatz: Modelle 20
Weiterentwicklung des foderativen Systems,
Zeitschrift fiir Politik 1970, S. 138 ff., ebenfalls ab-
gedruckt in: Dietrich Rollmann (Hrsg.), Die

in der Opposition. Eine Selbstdarstellung,
burg 1970, S. 87 ff.



setzten Bedingungen zur Rechtsetzung eine
Herabminderung des selbstdndigen Entschei-
dungsrechts der Landtage bedeuten, wie die
Bayerische Staatsregierung meint®). Schon
heute fiillen Landtage durch eigene Gesetze
bei der Rahmengesetzgebung innerhalb der
vom Bundesgesetzgeber abgesteckten Freirdu-
me Bundesrecht aus. Die Landtage erhielten
vielmehr Gelegenheii, eigenen Gestaltungs-
willen durchzusetzen. Ihre Kontrolle tiber die

.

Die Parlamentsreform ist eine stdndige Auf-
gabe des dem dauernden politischen und ge-
sellschaftlichen Wandel ebenfalls unterworfe-
nen Bundestages. Die Empfehlungen der En-
quete-Kommission Verfassungsreform geben
dem Bundestag einen neuen Anstof, sein Ver-
hdltnis zum Bilirger und zur Regierung wie
seine Arbeitsweise entsprechend den gegen-
wirtigen und voraussehbaren zukiinftigen Er-
fordernissen des représentaliven und parla-
mentarischen Regierungssystems zu verbes-
sern, Sie konnen zusammen mit anderen An-

" Stellungnahme der Bayerischen Staatsregierung
zum Schiubbericht der Enquete-Kommission des
Deutschen Bundestages f[iir Fragen der Verfas-
sungsreform, zu Kapitel 6, Abschnitt 3, 5. 6.

Regierung wiirde wirksamer. Dem Bundesge-
setzgeber fiele es leichter, seine Enischei-
dungsbefugnis auf die Landesebene zu dele-
gieren, Die Landesregierungen miiBten bei der
Erarbeitung von Rechtsverordnungen zu Bun-
desgesetzen beriicksichtigen, daB ihr Landtag
selbst entweder sofort oder zu einem spéateren
Zeitpunkt die administrative Regelung durch
ein politisch verantwortetes Gesetz ersetzen
kann.

IV. AnstoB zur Parlamentsreform

regungen — beispielsweise von Vorschlagen
des Ausschusses fiir Immunitdt, Wahlpriifung
und Geschiftsordnung sowie anderen Antri-
gen, die zu Ende der 7. Wahlperiode im Bun-
destag eingebracht wurden — die Grundlage
fiir eine noch wirksamere Arbeit und Aufga-
benerfiillung des Deutschen Bundestages bil-
den.

Die Opposition sieht sich damit vor die Auf-
gabe gestellt, sich energisch fiir die Reform-
vorschldge der Enquete-Kommission Verfas-
sungsreform einzusetzen, widhrend sich die
Regierungsmehrheit wird fragen lassen miis-
sen, wie ernst sie es meint mit jenem Satz
aus der Regierungserkldarung von 1969: ,Wir
wollen mehr Demokratie wagen”.
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Verfassungsfragen des Bundesrates

Die verfassungsgeschichtliche Ausgangslage

Der Abschnitt des Grundgesetzes iiber den
Bundesrat gehorte im Parlamentarischen Rat
zu den umstrittensten Teilen der Verfassung.
Der Bundesrat ist das Verfassungsorgan, an
dessen Ausgestaltung sich eines der Haupt-
probleme der deutschen Verfassungsgeschich-
te entscheidet: das Verhadltnis von Foderalis-
mus und Zentralismus. Die staatlichen Struk-
turen im deutschen Raum waren stets fodera-
tiv geprdgt; die politischen und rechtlichen
Gewichtungen zwischen den zentripetalen
und den zentrifugalen Kraften waren ent-
scheidende Bestimmungsfaktoren unserer
Verfassungsgeschichte. Mit der Schaffung
von Volksvertretungen im konstitutionellen
System traten neben die dynastischen Gewal-
ten die parlamentarischen Krafte, die sich
starker zum Motor unitarischer Bestrebungen
und Tendenzen entwickelten. Auf diesem
Hintergrund ist vor allem die Verteilung der
Kompetenzen zwischen dem parlamentari-
schen Organ des Bundes/Reichstages und dem
foderativen Organ des Bundes/Reichsrates
maBgebender Indikator fiir eine eher foderati-
ve oder unitarische Ausgestaltung der Ver-
fassung. Die Bandbreite der Maglichkeiten
bewegt sich dabei zwischen der wvaélligen
Gleichberechtigung beider Organe bis hin zur
Einrdaumung bloBer Mitwirkungsrechte der ei-
nen Korperschaft an den Kompetenzen der
anderen. Die Gleichberechtigung kennzeich-
nete das Verfassungswerk Bismarcks; nach
der Reichsverfassung von 1871 war die Uber-
einstimmung der Mehrheitsbeschliisse wvon
Bundesrat und Reichstag zu einem Reichsge-
setz erforderlich und ausreichend. Die Einfiih-
rung des parlamentarischen Systems in der
‘Weimarer Republik brachte eine starkere
Zentralisierung mit sich. Das Verhdltnis von
Reichstag und Reichsrat war dadurch gekenn-
zeichnet, daB dem letzteren nur ein Ein-
spruchsrecht gegen den parlamentarischen
GesetzesbeschluB zustand, der durch Zwei-
drittelmehrheit des Reichstages oder durch ei-
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und der kommunalen Ebene

I. Der Bundesrat

nen Volksentscheid auf Anordnung des
Reichsprasidenten iiberwunden werden konn-
te. Damit war das politische und rechtliche
Ubergewicht des Reichstages tiber den Reichs-
rat abgesichert. Im Kaiserreich dagegen lag
das Schwergewicht der Kompetenzfiille bel
dem Firstenkollegium des Bundesrates, ge-
gen das sich der Reichstag indes spadtestens
seit der Jahrhundertwende politisch starker:
zu behaupten wubite. '

Die Entscheidung des Parlamentarischen Rates

Die verfassungsrechtliche Zuordnung wvon
Bundestag und Bundesrat, die der Parlamenta-
rische Rat vornehmen mubBte, war ein Schlis
selproblem fur die Ausgestaltung der foders-
tiven Ordnung. Diese sollte fur die Bundesre-
publik Deutschland nach den Vorstellungen
der Deutschen und der Alliierten konstituie-
rend sein. Die bundesstaatlichen Vorstellun-
gen hinsichtlich der Balance zwischen Unita:
rismus und Féderalismus, die die einzelnen
Parteien entwu:k;lten. schlugen sich auch in
ihren Uberlegungen hinsichtlich der zweiten
Kammer nieder. Im Vordergrund dieser Erwa-
gungen stand dabei deren Zusammensetzung:
Hierbei wurden einer Senatslosung, die an-
fanglich von der SPD favorisiert wurde, dié
Bundesratslosung gegentiibergestellt, die von
der Deutschen Partei und vom Zentrum ver
treten wurde. Die erstere sah die Zusammen-
setzung des Bundesrates aus Senatoren voh
die vom Volk in den Landern oder von dei
Landtagen gewihlt werden sollten; bei der
letzteren sollte das foderative Organ aus Mit-
gliedern der Landesregierungen bestehen. Die
CDU und die FDP sprachen sich fiir eil
Mischmodell aus, bei dem die Halfte der Mit-
glieder der zweiten Kammer aus Mitgliedem
der Landesregierungen und die andere Halfté
aus gewahlten Senatoren bestehen sollte. Erst
im Laufe der spateren Verhandlungen ver
standigten sich SPD und CDU auf die Bundes:
ratslosung, wobei ihr jeweiliger politischel
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Besitzstand in den Landeshauptstddten auch
eine bestimmende EinfluBgréBe war. Die Zu-
stimmung der SPD zur Bundesratslosung wur-
de ausgehandelt gegen die Einrdumung von
differenzierten Mitwirkungsbefugnissen fiir
dieses Verfassungsorgan im Gesetzgebungs-
verfahren unter Absehung der vollen Gleich-
berechtigung mit dem Bundestag. Die Stim-
menverteilung zwischen drei und fiinf Stim-
men fiir die einzelnen Bundesldnder je nach
Bevblkerungszahl stellte sich als Kompro-
miB zwischen der grundsétzlichen Gleichran-
gigkeit der Lénder und ihren tatsdchlich vor-
handenen Unterschieden dar. Im tibrigen ver-
bargen sich auch hier niichterne Uberlegun-
gen der Parteien hinsichtlich ihres politischen
Besitzstandes in den einzelnen Léndern. MaB-
gebender foderaler Gesichtspunkt fir die
Bundesratslosung war, ddB eine wirksame
Kontrolle der Bundesverwaltung nur durch
die Landerbiirokratie als moglich angesehen
wurde. Vorschldge, die neben Bundestag und
Bundesrat auch einen Landerrat auf der ver-
fassungsrechtlichen Ebene zwischen Bund
und Landern (sogenannte Dritte Ebene) vorsa-
hen, wurden nicht weiterverfolgt. Insgesamt
wurde der Bundesrat — das ,Gelenkstiick des
Grundgesetzes” — als entscheidender Erfolg
fiir den foderalen Gedanken angesehen.

Ansatz und Ergebnis der Enquete-Kommission
Verfassungsreform

Mit den vorstehenden Positionen im Parla-
mentarischen Rat hinsichtlich des Bundesra-
tes ist zugleich die Bandbreite abgesteckt, in
der sich seitdem die Reformiiberlegungen be-
wegen. Hierbei geht es entscheidend zum ei-
nen um die Zusammensetzung dieses Verfas-
sungsorgans und zum anderen um die Ausge-
staltung seiner Kompetenzen gegeniiber dem
Bundestag. Diese beiden Problemkreise waren
auch die Hauptberatungsgegenstande in der
Enquete-Kommission Verfassungsreform. De-
ren Reformiiberlegungen kreisten vor allem
um die Frage, welche Verbesserungen im In-
teresse der Funktionsfihigkeit des bundes-
staatlichen Systems méglich und notwendig
sind, wobei die Sorge um die Erhaltung und

g der Kompetenzen der Landesparla-
mente im Vordergrund stand. AnlaB fiir die
Aufnahme des Bundesrates in den Kreis der
B"mﬂﬂﬁagenstﬁnde war auch das verstark-
te politische und rechtliche Interesse, das die-
Ses Verfassungsorgan auf sich gezogen hat,
Seildem die Mehrheiten in Bundestag und
Bundesrat politisch differieren. Da parteipoli-
Uische Gesichtspunkte legitime Kriterien der
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Mehrheitsbildung auch im féderativen Organ
sind, akzentuiert die unterschiedliche Mehr-
heitskonstellation in den beiden Verfassungs-
organen deren systemimmanente Konflikts-
mdaglichkeiten.

Als Ergebnis ihrer Beratungen hat die Kom-
mission folgende Empfehlungen beschlos-
sen:

a) Das Bundesratsprinzip des Grundgesetzes
soll beibehalten werden; eine Erganzung der
von den Landesregierungen entsandten Bun-
desratsmitglieder durch Landesparlamentarier
oder durch innerhalb der Lander zu wihlende
Senatoren wird nicht befiirwortet.

b) Die derzeitige Verteilung der Stimmen auf
die Lander im Bundesrat nach Artikel 51
Abs. 2 GG soll beibehalten werden.

c) Eine Erweiterung der Aufgabe des Bundes-
rates zur Wahrnehmung der Landerkoopera-
tion (sogenannte Dritte Ebene), etwa durch ei-
nen Landerrat, wird nicht befiirwortet.

d) Eine unmittelbare Beteiligung der Lander-
parlamente an Grundgesetzdnderungen (Erfor-
dernis der Genehmigung durch zwei Drittel
der Landerparlamente) empfiehlt sich nicht.

e) Eine ausdriickliche Bestimmung des Grund-
gesetzes iber das Befassungsrecht der Lén-
derparlamente mit Angelegenheiten des Bun-
desrates ist nicht erforderlich. Die Beratungs-
frist des Bundesrates nach Artilel 76 Abs.2
GG soll bei Grundgesetzdanderungen auf drei
Monate verlangert werden, damit den Volks-
vertretungen der Lander ausreichend Zeit zur
Beratung hieriiber zur Verfiigung steht. Arti-
kel 76 Abs.2 GG ist um folgenden Satz4 zu
ergdanzen:

«Bei Vorlagen zur Anderung dieses Grundge-
setzes betragt die Frist drei Monate.”

Die drei Sondervoten zu diesem Berichtskapi-
tel wverdeutlichen, daB die Auffassungen
in der Kommission vor allem zur Zusammen-
sefzung und zu den Mitwirkungsbefugnissen
des Bundesrates kontrovers waren. Auf dem
Hintergrund der verfassungsgeschichtlichen
Dimensionen dieses Verfassungsorgans an der
Nahtstelle zwischen Foderalismus und Unita-
rismus war dies zu erwarten.

Zur Legitimationsfrage

Die Frage nach der Legitimation des Bundes-
rates war Ausgangspunkt der Kommissions-
iiberlegungen flir die Struktur- und Kompe-
tenzprobleme  dieses  Verfassungsorgans.
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Wiéhrend der Bundestag iiber eine unmittel-
bare und unabgeleitete, aus direkten Wahlen
hervorgehende Legitimation seitens des Wih-
lers verfiigt, besitzt der Bundesrat als Kolle-
gium von Regierungsmitgliedern der Léander
nur eine mittelbare Legitimation, da die Mit-
glieder des Bundesrates nicht vom Volk in
den Lidndern gewdhlt, sondern von den Lan-
desregierungen bestimmt werden. Diese mit-
telbare Legitimation des Bundesrates ist der
entscheidende Hinderungsgrund fiir seine
Aufwertung zu einer echten zweiten Kammer,
die gleichberechtigt neben dem Bundestag im
Gesetzgebungsverfahren ist. Dies wurde vom
Parlamentarischen Rat bewufit so gewollt: Der
Bundesrat sollte das Bundesorgan werden,
das die Landerinteressen in die Gesetzgebung
und Verwaltung des Bundes einbringt. Die
gesamtstaatliche Artikulation der Belange ei-
nes Landes und seine Mitwirkung im Bundes-
staat ist indes Sache seiner Regierung. Eine
Parlamentarisierung des foderativen Organs
hitte zudem den Unterschied zum Bundestag
verwischt und der Einheitlichkeit der Repra-
sentation der Landerinteressen Abbruch ge-
tan.

Die Kommission hat diese mittelbare Legiti-
mation des Bundesrates fiir demokratisch aus-
reichend angesehen, da die Landesregierun-
gen ihrerseits {iber eine unmittelbare Legiti-
mation auf Grund der Landtagswahlen verfii-
gen. Sie hat deshalb allen Uberlegungen, die
Zusammensetzung des Bundesrates unter dem
Gesichtspunkt der Legitimationsverstarkung
zu verdandern, eine Absage erteilt. In einem
Senat wiirde die Bevilkerung eines Landes
nicht besser, sondern allenfalls doppelt repra-
sentiert werden, weil der EinfluB der Linder
nicht steigen, sondern abnehmen wiirde. Des-
halb wurden auch die Mischmodelle, nach de-
nen der Bundesrat sich sowohl aus Mitglie-
dern der Landesregierungen als auch aus von
den Volksvertretungen oder vom Volk unmit-
telbar gewdhlten Senatoren zusammensetzen
wiirde, nicht weiter verfolgt. Verfassungshi-
storisches Vorbild hierfiir ist das Staatenhaus
der Reichsverfassung von 1849, deren Mitglie-
der zur Hilfte durch die Regierung und zur
Halfte durch die Volksvertretung der betref-
fenden Staaten ernannt werden sollten. Nach-
dem bereits im Parlamentarischen Rat ein
entsprechender Vermittlungsvorschlag ge-
scheitert war, sah die Kommission keine Ver-
anlassung, entsprechende Uberlegungen anzu-
stellen. MaBgebender sachlicher Gesichts-
punkt hierfiir war die Kompliziertheit und
Differenziertheit einer solchen Losung, wie
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‘der an ihre Fraktionen in der heimischen

sie vor allem in der Mitgliedschaft von
desministern und Landesparlamentariern,
der Unterscheidung zwischen Verwaltungs-
und Gesetzgebungsangelegenheiten mit ent-
sprechenden Auswirkungen auf die Waei
sungsgebundenheit der Regierungsmitglieder
und auch in der Gefahr einer schwindenden
Riickbindung der parlamentarischen Mitglie-

Volksvertretung zum Ausdruck gekommen
ware.

Korrekturen innerhalb des Bundesratsmodells

Die Uberlegungen der Kommission konzen-
trierten sich deshalb auf die Frage, welche
Verbesserungen des derzeitigen Bundesrats-
modells angezeigt und auch moglich sind. Da-
bei standen eine stdrkere Beriicksichtigung
der BevolkerungsgroBe bei der Stimmenver
teilung im Bundesrat, eine intensivere Beteili-
gung der Landesparlamente im Geselzge
bungsverfahren des Bundes und schlieBlich.
eine Verldangerung der Beratungsfristen im
Bundesrat im Vordergrund ihrer Uberlegun-
gen.

Entscheidender Beweggrund fiir die Verlange-
rung der Beratungsfrist des Bundesrates im
ersten Durchgang bei Vorlagen zur Anderung
des Grundgesetzes war eine Verbesserung der
Befassungsmoglichkeiten in den Lénderparla-
menten bei Verfassungsnovellierungen. Eine
solche Intensivierung erschien der Kommis-
sion erforderlich, aber auch ausreichend. Zu
einer weiteren verfassungsrechtlichen Auf
wertung der Laridesparlamente im Hinblick
auf ihre gesamtstaatlichen Mitwirkungsmég-
lichkeiten sah sich die Kommission nicht in
der Lage. Eine formliche Mitwirkung der Lan-
desparlamente an der Bundesgesetzgebung
verfiel vor allem deswegen der Jﬂu;\le.-hr:mu;.j.f|
weil auf diese Weise ein staatenbiindisches
Element in das spezifische Bundesstaatskon:
zept des Grundgesetzes eingesteuert worden
wire. Die Bundesratslosung des Grundgeset
zes hat die gesamtstaatlichen Wirkungsmég-
lichkeiten der Lander beim Bundesrat konzen
triert. Parallele Beteiligungsformen der Lan-
derparlamente unmittelbar im Verfahren der
Bundesgesetzgebung wiirden dieses Monopol
des Bundesrates aufbrechen, die Verantwort:
lichkeit der Landesregierung einschranken
und insgesamt ein kaum auflosbares Span
nungsverhéltnis zwischen Bundesrat und Lan-
derparlamenten begriinden, Zudem sollte
nicht das Gesetzgebungsverfahren des Bundes
unnétig durch landesinterne Konflikte zwi~



schen Landtag - und Landesregierung er-
schwert werden, die sich in gegensatzlichen
Voten und Stimmabgaben zu einer Gesetzes-
vorlage niederschlagen wiirden.

Fine Funktion der Kommission besteht auch
darin, auf Grund ihrer wissenschaftlichen Au-
toritdit in wverfassungsrechtlich kontroversen
Streitfragen kldarende Stellungnahmen abzuge-
ben. So wird die Frage, ob die Landesparla-
mente in Bundesratsangelegenheiten den Lan-
desregierungen verbindliche Weisungen oder
nur unverbindliche Empfehlungen erteilen
konnen, unterschiedlich beurteilt. Die Kom-
mission macht sich hierbei im Hinblick auf
die ungeteilte parlamentarische Verantwort-
lichkeit der Landesregierung die letztere An-
sicht zu eigen. MaBgebend hierfiir ist auch
der Umstand, daB sich Landesregierung und
Landtagsmehrheit in einer weitgehenden poli-
tischen Interessenidentitdt befinden, die sich
auch auf die Bundesratsangelegenheiten er-
streckt, Fiir eine Empfehlung im Hinblick auf
eine verfassungsrechtliche Normierung dieses
Problems bestand deshalb kein Raum,

Auch die gegenwirtige Stimmenverteilung im
Bundesrat war fiir die Kommission kein An-
laB, Anderungsempfehlungen auszusprechen.
Die derzeitige Differenzierung zwischen drei
und finf Stimmen je nach Bevilkerungs-
grofe ist ein ausgewogener Kompromii zwi-
schen den beiden Prinzipien ,one land one
vote’ und ,one man one vote'. Zudem begeg-
net sie der Gefahr der Majorisierung der klei-
neren Bundesldnder durch die gréBeren, die
sich automatisch einstellen wiirde, wenn die
Bevolkerungszahl stdrkerer Orientierungs-
punkt fiir die Zuweisung der Bundesratsstim-
men wadre, Die Hegemonialstellung PreuBens
im Bundesstaat des deutschen Kaiserreiches
und der Weimarer Republik, die auch in sei-
nem grofien Stimmeniibergewicht im foderati-
ven Reichsorgan auf Grund der starkeren Be-
ricksichtigung der Bevolkerungszahl zum
Ausdruck kam und — zumindest aus siiddeut-
scher Sicht — zu einer Belastung der bundes-
staatlichen Balance fiihrte, soll sich nicht in
anderer Form wiederholen. Die Stimmenver-
teilung im Bundesrat muB einerseits beriick-
sichtigen, daB die Eigenstaatlichkeit der Lén-
der ihnen im Grundsatz staatsrechtlich den
gleichen Rang zuweist, andererseits kénnen
die hinsichtlich der Grofe, Bevélkerungszahl
und Leistungskraft bestehenden faktischen
Unterschiede zwischen den einzelnen Lindern
nicht unberiicksichtigt bleiben. In der Kom-
mission erschien es deshalb nicht méglich,
die gegenwartige Differenzierung durch eine
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andere Aufteilung zu ersetzen, die diesen
RichtgréBen besser entsprechen kénnte.

Auch wurde die hédufig diskutierte Frage der
sogenannten Dritten Ebene zwischen Bund
und Lindern von der Kommission abschlagig
beschieden. Hier geht es um Uberlegungen,
die dem Bundesrat in seiner heutigen Gestalt
zugleich die Aufgaben eines Lénderrates
ibertragen wollen. Bei diesen Aufgaben han-
delt es sich nicht um Bundes- oder Landesan-
gelegenheiten, sondern um Angelegenheiten
aller Bundesldnder, wie sie vor allem in den
Konferenzen der Ministerprdasidenten und der
Fachminister im Wege der Koordination und
Kooperation auf der Grundlage der Einstim-
migkeit behandelt werden. Die staatsrechtli-
che Verfestigung eines derartigen Landerra-
tes, die das auf der Grundlage der Eigenstaat-
lichkeit und staatsrechtlichen Gleichrangig-
keit der Lander beruhende Einstimmigkeits-
prinzip ablésen und durch ein Mehrheitsprin-
zip ersetzen miiBte, wiirde die Stellung von
Landesregierung und Landtag nicht stdrken,
sondern schwéchen und sie zu bloBen Bestdti-
gungsorganen abstempeln. Auch wéren Rei-
bungsverluste mit dem Bundesrat nicht aus-
geschlossen.

Zur Teilung des Gesetzesbeschlusses

Die starke Stellung des Bundesrates im Be-
reich der Zustimmungsgesetze gegeniiber dem
Bundestag war fiir eine starke Minderheit von
zehn Kommissionsmitgliedern AnlaB, in ei-
nem Sondervotum folgenden Vorschlag zu un-
terbreiten: Bei einer Verweigerung der Zu-
stimmung des Bundesrates zu einem Gesetz,
das neben Regelungen, die die Zustimmungs-
pflicht begriinden, auch andere Regelungen
enthdlt, kann der Bundestag das Gesetz mit
dem nicht zustimmungspflichtigen Inhalt be-
statigen. Dabei soll das notwendige Bestiti-
gungsquorum im Bundestag der Mehrheit ent-
sprechen, mit der der Bundesrat die Zustim-
mung verweigert hat.

Grundlage dieses Vorschlages ist das vor al-
lem auf die unterschiedliche Legitimation von
Bundestag und Bundesrat zurilickgefiihrte ge-
ringere politische Gewicht des Bundesrates in
der Staatsleitung. Zudem ist vor allem der
Bundestag das Verfassungsorgan, mit dessen
Hilfe die Regierung ihr Programm durchset-
zen mub. Auflerdem soll dieser Vorschlag die
auf Grund der Zunahme der zustimmungsbe-
diirftigen Gesetze weiterhin steigende Bedeu-
tung des Bundesrates im Gesetzgebungsver-
fahren auf das ihm nach seiner verfassurgs-
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rechtlichen Stellung als Interessenvertretung
der Lander bei der Gesetzgebung und Verwal-
tung des Bundes rzukommende MaB konzen-
trieren. Hierauf erstreckt sich in erster Linie
die Legitimation dieses Verfassungsorgans.
Diese wiirde iiberschritten, wenn der Bundes-
rat auf Grund der Zunahme der zustimmungs-
bediirftigen Bundesgesetze einen noch starke-
ren bundespolitischen Akzent bekdme und
sich damit von seiner eigentlichen Aufgabe
entfernen wiirde. Aus diesem Grund Dbe-
schrankt der Vorschlag der Kommissionsmin-
derheit das Vetorecht des Bundesrates auf
seinen eigentlichen Kern, den zustimmungs-
bediirftigen Teil des Gesetzes, und begriindet
fir den anderen Teil ein Bestdatigungsrecht
des Bundestages. Bedenken gegen den Grund-
satz der Gesetzeseinheit im Falle der Verwei-

II. Der kommunale Bereich in der Verfassungsordnung

Die historische und verfassungsrechtliche
Ausgangslage

Das Verhéltnis von Staat und Kommunen hat
in den letzten Jahrzehnten einen grundlegen-
den Bedeutungswandel erfahren: Wurde zu
Beginn des 19. Jahrhunderts die kommunale
Selbstverwaltung dem gesellschaftlichen Be-
reich zugeordnet, in dem ohne staatlichen
EinfluB und ZuschuBl die Angelegenheiten des
ortlichen Bereiches von den Honoratioren
verwaltet wurden, so ist heute die friihere Se-
paration von Gemeinden und Staat in ein
Verhidltnis der Integration umgeschlagen.
Hierbei sind entscheidende Impulse vor allem
ausgegangen von der Zunahme der o6ffentli-
chen Aufgaben, der Mobilitdt und Fluktuation
der Bevilkerung, der starkeren Anbindung
der ortlichen Instanzen an iiberregionale Ent-
scheidungstrager sowie von dem Umstand,
daf der kommunale Raum etwa 70°% der
Bundesgesetze vollzieht. Ein weiterer Be-
schleunigungsfaktor fiir den ProzeB der kom-
munalen Umorientierung von der gesell-
schaftlichen in die politische Arena ist die
Tatsache, daB mit der Einfithrung der parla-
mentlarischen Demokratie in Deutschland fir
die Legitimation, Représentation und Partizi-
pation des Wiéhlers in staatlichen Parlamen-
ten und kommunalen Vertretungskérperschaf-
ten fibereinstimmende, auf der Gleichheit je-
der Wihlerstimme beruhende Strukturprinzi-
pien geschaffen wurden. Der verfassungs-
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gerung der Zustimmung durch den Bundesr&
hinsichtlich des zustimmungsbediirftigen Tei-
les des Gesetzes und der parlamentarischen

Bestdtigung bestehen nach der Begriindung
dieses Vorschlages nicht, da hiermit das ei-

gentliche Gesetzgebungsorgan selbst betraut
ist, dessen Gestaltungsfreiheit unberiihrt bleibt.

Insgesamt qualifizieren sich die Beratungen
der Kommission und ihre Ergebnisse als eine
iiberzeugende Bestdtigung der vom Parlamen-
tarischen Rat getroffenen Entscheidung. Nach
Auffassung der Kommission hat sich die Bun-
desratslosung als spezifische Antwort des
Grundgesetzes auf die Frage nach dem rech-
ten Verhdltnis zwischen Foderalismus und
Unitarismus politisch wie rechtlich bewdhrt,
so daB fiir Anderungsempfehlungen kein
Raum bestand.

rechtliche Ausdruck dieser Entwicklung ist
die Tatsache, daB die grundrechtliche Be:
trachtung der Beziehungen zwischen Staat
und Kommunen, wie sie auch noch die Wei
marer Reichsverfassung kannte, abgeldst wur-
de durch eine vornehmlich organisatorisch-
institutionell gepragte Sicht. Die seit 1949 un-
verdndert gebliebene institutionelle Garantie
des Artikels 28 Abs.2 GG gewdhrleistet den
Gemeinden und Gemeindeverbdnden das
Recht, alle Angelegenheiten der ortlichen Ge-
meinschaft im Rahmen der Gesetze in eigenet
Verantwortung zu regeln. Die Verankerung
dieser Garantie im organisatorischen Teil des
Grundgesetzes zeigt, da kommunale Selbst-
verwaltung heute im Staat steht und kein
Grundrecht gegen den Staat ist.

Im zweigliederigen Bundesstaat des Grundge:
selzes gehoren die Stédte, Gemeinden und
Kreise zu den Landern, deren innere Ordnung
sie ausmachen. Die Lénder beanspruchen das
Patronat iber den kommunalen Bereich; sie
sind die berufenen Vertreter kommunaler In
teressen und Belange gegeniiber dem Bund.
Gleichwohl haben sich von Anfang an unmit-
telbare und eigenstédndige kommunale Artiku-
lationsméglichkeiten im Bund herausgebildet
und zum Teil zu unmittelbaren Beziehungen
zwischen Bund und Gemeinden gefiihrt. In er
ster Linie ist hier die Einrichtung der drei
kommunalen Spitzenverbinde zu nennen, die
die oOffentlichen Belange der ihnen ange
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schlossenen kommunalen Gebietskorperschaf-
ten wahrnehmen und vor allem gegeniiber
den Bundesorganen vertreten. Thre privat-
rechtliche Struktur steht dem nicht entgegen.
Das in der Gemeinsamen Geschéftsordnung
der Bundesministerien und kiirzlich auch in
der Geschiftsordnung des Deutschen Bundes-
tages begriindete Anhorungsrecht zu Geset-
zesvorlagen, die die kommunalen Belange be-
rithren, ist Ausdruck ihrer Bedeutung und
auch ihres Einflusses.

Ein weiterer wesentlicher bundesstaatlicher
Bezug des kommunalen Bereiches stellt die
kommunale Finanzverfassung des Grundge-
setzes dar, wie sie durch die Verfassungsno-
vellierungen von 1956 und 1969 geschaffen
wurde. Durch diese Grundgesetzénderungen
ist der kommunale Bereich auf den Gebieten
der Investitionshilfen und Steuerverteilung,
des Finanzausgleichs und der Finanzverwal-
tung beriicksichtigt worden; vor allem sind
den Gemeinden und Gemeindeverbdanden mit
der Realsteuergarantie origindre Steuerquel-
len erschlossen worden; ferner wurde ihnen
ein Anteil am Aufkommen der Einkommen-
steuer durch die Bundesverfassung zugewie-
sen.

Nach Auffassung der Kommission muB die
kommunale Selbstverwaltung als Sockel der
allgemeinen Verwaltung angesehen werden.
Damit steht der Dreistufigkeit des Verwal-
tungsaufbaues in Bund, Lédndern und Gemein-
den die Zweistufigkeit der staatlichen Gliede-
rung in Bund und Landern gegeniiber,

Ansatz und Ergebnis der Kommission

Der zunehmende ProzeB der Integration der
kommunalen Selbstverwaltung in die allge-
meine staatliche Administration war der An-
satz, von dem die Reformiiberlegungen der
Kommission ausgingen.

Dabei standen vor allem Fragen der Verzah-
nung und Verflechtung der Verwaltungstra-
ger im Mittelpunkt ihrer Uberlegungen. An-
gesichts der zunehmenden Verlagerung ortli-
cher Entscheidungen in iiberregionale Pla-
nungs- und Entscheidungstrdger ist die Be-
grindung entsprechender Beteiligungs- und
Mitwirkungsrechte sowie von EinfluBmoglich-
keiten fiir die Kommunen von lebenswichti-
ger Bedeutung. Das biirgerschaftliche Engage-
ment, das weiterhin Grundlage der kommuna-
len Eigenstindigkeit ist, fragt nach ertragsrei-
chen Betatigungsfeldern, die heute in der
Uberregionalen kommunalen Mitwirkung er-
schlossen werden miissen. Die Kommunen
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nehmen mit der sich in der Selbstverwaltung
vollziehenden Heranfithrung des Biirgers an
die Erfullung o6ffentlicher Aufgaben eine fir
den demokratischen Staat konstftuierende
Aufgabe wahr.

Aktueller AnlaB der Kommission, sich mit der
verfassungsrechtlichen Einordnung der ge-
meindlichen Selbstverwaltung zu befassen,
waren die Forderungen der Gemeinden, Stad-
te und Kreise zum Standort des kommunalen
Bereichs nach dem Grundgesetz, die der Kom-
mission iibermittelt wurden. Diese Forderun-
gen sahen im Kern eine Beteiligung der Kom-
munen an den staatlichen Verfahren von Pla-
nung und Gesetzgebung sowie eine kommu-
nale Reprdsentation im Bundesrat vor. Die
Kommission hat hierzu folgende Empfehlun-
gen beschlossen:

a) Eine Mitwirkung kommunaler Vertreter im

Bundesrat kann — wie auch immer legiti-
miert und ausgestaltet — nicht empfohlen
werden.

b) Eine Ergdnzung des Artikels 28 Abs.2 GG
in Richtung auf verfassungsrechtlich festge-
legte Anhorungsrechte der kommunalen Spit-
zenverbdnde kann nicht empfohlen werden.

¢) Nach den bereits gewédhrten Anhérungs-
rechten in der Geschdftsordnung des Deut-
schen Bundestages und in der Gemeinsamen
Geschaftsordnung der Bundesministerien wird
auch fiir die Initiativgesetze des Bundesrates
ein Anhoérungsrecht in dessen Geschéaftsord-
nung empfohlen, kraft dessen den kommuna-
len Spitzenverbdnden Gelegenheit zur Stel-
lungnahme im Plenum und in den Ausschiis-
sen des Bundesrates zu geben ist bei Vorla-
gen, die die Belange der kommunalen Selbst-
verwaltung beriihren.

d) Eine Mitwirkung der kommunalen Spitzen-
verbidnde bei einer gemeinsamen Rahmenpla-
nung nach Artikel 28 a (neu) ist im Grundsatz
zu empfehlen, sofern kommunale Belange be-
rithrt werden. Sie kann jedoch gegeniiber der
des Bundes und der der Lénder nicht gleich-
gewichtig sein. Sie ist nicht im Grundgesetz,
sondern in den Ausfilhrungsgesetzen zu der
gemeinsamen Planung nach Artikel 28 a (neu)
und der Investitionsfinanzierung nach Artikel
104 b (neu) zu verankern.

Diese Empfehlungen waren nicht kontrovers;
das Kapitel ,Zur Stellung der Gemeinden und
Gemeindeverbdnde in der Verfassungsord-
nung” des SchluBberichts ist eines der weni-
gen Kapitel, zu dem Sondervoten nicht erar-
beitet wurden,
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Kommunale Anhérungsrechte

Die Forderung nach der Begriindung kommu-
naler Anhérungsrechte im Gesetzgebungsver-
fahren geht auf siidwestdeutsche Verfas-
sungsvorschriften zuriick. Ihre Verankerung
in der Verfassung Baden-Wiirttembergs hat
historische Vorbilder in der badischen Ver-
fassung von 1919 sowie in den Verfassungen
der fritheren Bundeslinder Wiirttemberg-
Baden und Baden. Die kommunalen Anho-
rungsrechte im staatlichen Geseizgebungsver-
fahren haben ambivalente Funktionen: Zum
einen dienen sie der unmittelbaren Zuliefe-
rung kommunaler Verwaltungserfahrung an
den Gesetzgeber, zum anderen sind sie auch
ein Instrument der parlamentarischen Erfolgs-
kontrolle .Der durch Anhérungsrechte be-
griindete unmittelbare Draht des Parlaments
zur kommunalen Front setzt die Volksvertre-
tung in die Lage, Fehler in der Gesetzgebung
rechtzeitig zu erkennen und durch entspre-
chende Kurskorrekturen auch auszugleichen.
Die durch die kommunalen Spitzenverbédnde
vorab erfolgte Vorkldrung der Bediirfnisse
und Interessen stellt sich als eine Erleichte-
rung der gesetzgeberischen Arbeit dar.

Die Kommission hat sich deshalb neben den
bereits bestehenden Anhérungsrechten im Be-
reich der Bundesregierung und des Deufschen
Bundestages dafiir ausgesprochen, daB auch
_ hinsichtlich der Initiativgesetze des Bundesra-
tes ein Anhdrungsrecht fiir die kommunalen
Spitzenverbdnde bei diesem Verfassungsor-
gan begriindet wird. Auch wenn im Bundesrat
die Lander die kommunalen Belange vertre-
ten, erschien der Kommission die Einrichtung
eines unmittelbaren Anh&rungsrechtes im
Hinblick auf dessen ambivalente Funktionen
sinnvoll.

Kommunale Beteiligungsrechtie bei der ge-
meinsamen Rahmenplanung

Die zunehmende Abwanderung von Planungs-
kompetenzen von der ortlichen auf die liber-
ortliche Ebene und die damit verbundene Ge-
fahr der Awushthlung kommunaler Gestal-
tungsmoglichkeiten hat die  Enquete-
Kommission zu der Empfehlung veranlaBt,
kommunale Beteiligungsrechte bei der ge-
meinsamen Rahmenplanung zu begriinden.
Dabei geht es darum, die bereits bestehenden
kommunalen Beteiligungsformen bei staatli-
chen Fachplanungen auf die gemeinsame
Rahmenplanung zu erweitern, sofern kommu-
nale Belange angesprochen werden. Dies muf
in allen Bereichen vorgesehen werden, in de-
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nen die kommunale Selbstverwaltung
ist. Die Einzelheiten einer derartigen
nungsbeteiligung waren in den Planungsaus
fithrungsgesetzen zu regeln, in denen vor a
lem Zeitpunkt und Grad der Beteiligung in
Hinblick auf das AusmaB der kommunale
Betroffenheit zu regeln wiren.

Anhérungsrechte im Gesetzgebungsverfahr
und Beteiligungsrechte bei der Planung be
diirfen im Hinblick auf die Einordnung de
kommunalen Bereiches in die Zustindigkeil
der Linder keiner verfassungsrechtliche
Verankerung. Die Kommission hat deshalh
eine Begriindung auf geschéiftsordnungsrecht-
licher und gesetzlicher Grundlage fiir ausrek
chend angesehen, auch um Fehlinterpretatio-
nen zu vermeiden, die dem kommunalen Be
reich als unterste Stufe des Bundesstaates
staatliche Qualitdt zusprechen wollen.

Keine kommunale Reprisentation im Bundes
rat

Dieser Gesichtspunkt war zugleich mafige
bend dafiir, daB sich die Kommission dem
Vorschlag des Deutschen Stddte- und Ge
meindebundes verschloB, den Bundesrat um
kommunale Vertreter aufzustocken. Sie ver
kannte hierbei zwar nicht, daB die Entsen-
dung kommunaler Reprisentanten in staatli
che Organe der deutschen Verfassungsge
schichte nicht fremd ist, wobei vor allem a
das Staatenhaus der Reichsverfassung vor
1849, an die Erste Kammer des konstitutionel
len PreuBens und an den Staatsrat des frei
staatlichen Preufens sowie an den Reichsral
der Weimarer Republik zu denken ist. Eint
kommunale Reprasentation im Bundestl
wiirde indes die verfassungsrechtliche Zuge
hérigkeit der Gemeinden in Landerbereiche it
Frage stellen und die notwendige Unterschek
dung zwischen staatlicher und nichtstaatl-
cher Sphére verwischen. Dabei fdllt die vor
geschlagene Beschrankung auf eine beratendt
Funktion der kommunalen Vertreter nicht iss
Gewicht. Die Kommission warnt vor

vor der Gefahr, daB im Hinblick auf diesé
Prizedenzfall auch andere Selbstverwaltung®
trdger wie die der Kirchen, Universitéten und
Sozialversicherungstridger ebenfalls -
Mitgliedschaften im Bundesrat verlangted
Damit wiirde dessen Rechtsqualitat von e
nem - staatlichen Organ in ein st ;
korporatives Organ umschlagen. Dies
mit dem Bestreben der Kommission, die Ste*
lung der Lander im Bundesrat zu starken
kaum vereinbar.
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Abschliefende Wiirdigung

' Die Beratungen und Empfehlungen der Kom-

mission zum Standort des kommunalen Berei-
ches in der Verfassungsordnung diirfen nicht
nur unter dem Gesichtspunkt der konkreten
Empfehlungen an den Gesetzgeber gesehen
werden. Im Hinblick darauf, daB sich die
Kommission mit den Vorstellungen der kom-
munalen Spitzenverbdnde auseinanderzuset-
zen hatte, die nicht nur ihr, sondern auch in
der Offentlichkeit in den letzten Jahren wie-
derholt vorgetragen wurden, erhalt gerade

dieser Beratungsgegenstand seine Bedeutung
und auch sein Gewicht dadurch, daB ein Gre-
mium von dem politischen und wissenschaft-
lichen Gewicht der Enquete-Kommission Ver-
fassungsreform des Deutschen Bundestages
sein zustimmendes oder ablehnendes Votum
abgegeben und damit fiir die ndchste Zukunft
sicherlich bestimmte Festschreibungen vorge-
nommen hat, Fiir die Beziehungen zwischen
Staatsverwaltung und kommunaler Verwal-
tung diirfte diese Beruhigung und Abkldrung
von Vorteil sein.
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Gerald Kretschmer

Rechtsetzung und Vollzug innerstaatlicher
und volkerrechtlicher Normen im Bundesstaat

I. Bundesstaat und Verteilung der Zustdndigkeiten

Im Bundesstaat ist es im Interesse der Rechts-
sicherheit und Rechtsklarheit erforderlich,
daB die Zustdndigkeiten der staatlichen Ge-
walt entweder dem Bund oder den Léndern
zugewiesen werden. Sowohl im Bereich der
Gesetzgebung als auch in dem der vollzie-
henden Gewalt und in dem der Rechtspre-
chung muf feststehen, ob ein Organ oder eine
Behorde eines Landes oder des Bundes zu
handeln befugt oder mit Rechten und Pflich-
ten ausgestattet ist.

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
hat sich mit der Verteilung der Rechtsetzungs-

befugnisse zwischen Bund und Léndern be.
faBt. Sie hat Empfehlungen zur Neugestaltung
der Gesetzgebungszustindigkeiten und zur
Behandlung volkerrechtlicher Vertrage und
ihrer innerstaatlichen Ausfithrung vorgelegt,
Sie hat sich auch mit der Kompetenzvertei-
lung beim Vollzug von Bundesrecht und su-
pranationalen Rechtsvorschriften beschaftigh
Den Zustandigkeiten bei der Rechtsprechung
mufite sie sich deshalb nicht widmen, weil in
diesem Bereich keine Probleme aufgetreten
sind und somit eine Anderung nicht ange-
bracht ist.

II. Die Verteilung der Gesetzgebungszustandigkeiten

zwischen Bund und Landern

Die politische Bedeutung der Zustandigkeit
fur die Gesetzgebung zeigt sich deutlich,
wenn die Forderung erhoben wird, dem Bund
in einem bestimmten Sachgebiet das Recht
zur Gesetzgebung zu iibertragen. Die Tendenz
zu immer mehr Bundeskompetenzen spiegelt
das Verlangen nach einheitlichen Lebensver-
hdltnissen im Bundesgebiet wider. Anderer-
seits engt sie den Entscheidungsfreiraum der
Landtage ein. Dieser und andere Griinde ha-
ben die Enquete-Kommission Verfassungsre-
form bewogen, sowohl fiir ein eigenstandiges
Gesetzgebungsrecht der Landtage als auch fiir
zusatzliche, Bundesrecht ausfiillende Gesetz-
gebungsbefugnisse der Volksvertretungen der
Lédnder einzutreten,

Zur geltenden Rechislage

Auch bei der Verteilung der Gesetzgebungs-
befugnisse gilt der in Artikel 30 GG niederge-
legte Grundsatz, daB die Ausiibung der staat-
lichen Befugnisse und die Erfiillung der staat-
lichen Aufgaben Sache der Lander ist, soweit
dieses Grundgesetz keine andere Regelung
trifft oder zulaBt. Die Lander haben namlich
das Recht der Gesetzgebung, soweit dieses
Grundgesetz nicht dem Bunde Gesetzgebungs-
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befugnisse verleiht (Artikel 70 Abs. 1 GG
Die Abgrenzung der Zustandigkeit zwischen
Bund und Léndern bemiBt sich nach den Vor-
schriften des Grundgesetzes iiber die aus-
schlieBliche, die konkurrierende, die Rah-
men- und die Grundsétze-Gesetzgebungszu-
stindigkeit des Bundes (Artikel 70 Abs. 2,
75, 91a Abs.2, 109 Abs.3 GG). Die Lénder
konnen vom Bundesgesetzgeber im Bereich
seiner ausschlieBlichen Zustdndigkeit zur Ge-
setzgebung ermachtigt werden (Artikel 71
GG). Im Bereich der konkurrierenden
Rahmengesetzgebung sind sie dazu befugt, so-
lange und soweit der Bund von seinem Ge
setzgebungsrecht keinen Gebrauch gemacht
hat (Artikel 72 Abs.1 GG). In der Praxis
bleibt fiir den Landesgesetzgeber aber kaum
eigener Gestaltungsraum.

AuBerdem kommen dem Bund in geringem
und engem Rahmen ungeschriebene Gesetzge-
bungsbefugnisse zu. Der Rest der Gesetzge:
bungskompetenzen féllt in die ausschlieBliche
Gesetzgebungszustandigkeit der Lander. ES
handelt sich um die Kompetenzen zur Rege
lung der Landesverfassung, des kommunalén
Verfassungsrechts, des Kultur- und Bildungs
wesens sowie der Polizei. AuBerdem haben

ﬁ.



die Linder geméB Artikel 105 Abs, 2 a GG die
Befugnis zur Gesetzgebung iiber die ortlichen
Verhrauch- und Aufwandsteuern, solange und
soweit sie nicht bundesgesetzlich geregelten

Steuern gleichartig sind.

Die Kommissionsempfiehlungen

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
hat sich im Grundsatz fiir das geltende Sy-
stem der Verteilung der Gesetzgebungszu-
stindigkeiten zwischen Bund und Léndern
entschieden. Es soll also grundsétzlich bei
der Zustandigkeitsvermutung zugunsten der
Linder bleiben. Der entgegengesetzie Vor-
schlag, eine Zustdndigkeitsvermutung zu-
gunsten des Bundes einzufithren und die aus-
schlieBlichen  Gesetzgebungszustandigkeiten
der Ldnder im Grundgesetz aufzufithren, wur-
de schon deshalb nicht angenommen, weil es
sich als unmdoglich erwies, einen allseits an-
nehmbaren Katalog ausschlieBlicher Lander-
kompetenzen zu formulieren.

Verbleiben soll es auch bei der Trennung der
Zustandigkeiten zwischen Bund und Léandern.
Gemeinsame Verantwortlichkeiten in der Ge-
setzgebung, wie sie beispielsweise in der
Schweizerischen Eidgenossenschaft erortert
werden, will man nicht einfithren. Auch will
man die Zustdndigkeit des Bundes und der Lédn-
der nicht in Generalklauseln festlegen. So lehnt
die Kommission eine Zustdndigkeit des Bun-
des fiir sogenannte neue Aufgaben ab, die der
Bund hatte in Anspruch nehmen konnen,
wenn zu irgendeinem Zeitpunkt die Notwen-
digkeit zur Gesetzgebung in Bereichen auftra-
te, fiir die bislang eine Gesetzgebung nicht
als erforderlich angesehen wurde. Die Enque-
te-Kommission Verfassungsreform empfiehlt,
den Bund auf die ausschliefliche und auf eine
neuartige konkurrierende Gesetzgebungszu-
stindigkeit sowie auf die Kompetenz zur
Grundsétze-Gesetzgebung zu beschranken.

Fir die Bundeszustdndigkeit zur ausschliefli-
chen Gesetzgebung empfiehlt die Enquete-
Kommission Verfassungsreform, das Aufent-
halts- und Niederlassungsrecht fiir Auslander
in die ausschlieBliche Kompetenz des Bundes
zu iibernehmen, der dieses Rechtsgebiet be-
reits erschépfend geregelt hat. AuBerdem soll
in Artikel 73 Nr. 8 GG klargestellt werden,
daB es sich bei den dort so genannten Kérper-
schaften des 6ffentlichen Rechts um juristi-
sche Personen des o6ffentlichen Rechts handelt.

Das Kernstiick der Empfehlungen der En-
quete-Kommission Verfassungsreform zur Neu-
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verteilung der Gesetzgebungszustindigkeiten
zwischen Bund und Léndern ist der Vor-
schlag, die bestehende konkurrierende und
Rahmengesetzgebungszustdndigkeit zu einer
neuartigen konkurrierenden Gesetzgebungs-
kompetenz zusammenzufassen. In ihr soll der
Bund grundsitzlich auf den ErlaB von Richtli-
nien fir die Landesgesetzgebung beschrankt
und nur in Ausnahmefdllen zu Vollregelungen
befugt sein.

Die Neugestaltung der konkurrierenden Ge-
setzgebung soll an dem Grundsatz nichts &n-
dern, daB die Lénder zur Gesetzgebung befugt
sind, so lange und so weit der Bund von sei-
nem Gesetzgebungsrecht keinen Gebrauch
macht, Der Artikel 72 Abs. 1 GG braucht also
nicht gedndert zu werden. Allerdings erfahrt
das Wortchen ,soweit” eine Inhaltsausdeh-
nung. Bisher meinte ‘es, daB innerhalb einer
einheitlichen Gesetzgebungsmaterie den Lan-
dern die Gesetzgebungskompetenz in dem
Teil verbleibt, den der Bund nicht geregelt
hat. Dieser sektorale Gesichtspunkt wird nach
einer Neufassung des Artikels 72 GG um ei-
nen auf die Regelungsintensitédt bezogenen er-
weitert. Bundesgesetze sind namlich nach
dem zu Artikel 72 vorgeschlagenen Absatz 3
auf diejenigen Regelungen zu beschranken,
die erforderlich sind, um die Ziele des Bun-
desgesetzes zu erreichen. Die Ausfillung der
Richtliniengesetze des Bundes ist der Landes-
gesetzgebung zu iberlassen. ErlaBt der Bund
Richtliniengesetze, so sind die Lénder aller-
dings nach dem empfohlenen Artikel 72
Abs. 4 GG verpflichtet, innerhalb einer durch
das Bundesgesetz bestimmten angemessenen
Frist durch ein Landesgesetz die Einzelbe-
stimmungen zu treffen, die zur Verwirkli-
chung der bundesgesetzlichen Regelungen er-
forderlich sind.

Der Bundesgesetzgeber kann bisher nur bei
dem Nachweis eines Bediirfnisses fiir ein Bun-
desgesetz (Artikel 72 Abs. 2 GQG) tdtig werden.
Bundesgesetize im Bereich der konkurrieren-
den Gesetzgebungszustindigkeit soll der Bund
kiinftig nur erlassen dirfen, wenn und so-
weit bestimmte Ziele nur durch eine bundes-
gesetzliche Regelung zu erreichen sind. Die
vorgeschlagene Neufassung des Artikels 72
Abs. 2 nennt fiir ein solches Bundesgesetz de-
ren drei, namlich: 1. Die fiir die Herstellung
gleichwertiger Lebensverhéltnisse im Bundes-
gebiet erforderliche Rechtseinheit, 2. die
Wirtschaftseinheit und 3. die geordnete Ent-
wicklung des Bundesgebietes. Damit wird der
Erfahrung Rechnung getragen, daB bisher
schon das Bediirfnis zur konkurrierenden Ge-
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setzgebung vom Bund fast ausschlieBlich mit
der bisherigen Nr.3 des Artikels 72 Abs. 2
GG begriindet wurde, namlich, daB die Wah-
rung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit, ins-
besondere die Wahrung der Einheitlichkeit
der Lebensverhdltnisse iiber das Gebiet eines
Landes hinaus das Bundesgesetz erfordere.
Diese Regelung soll durch die Empfehlung
der Enquete-Kommission Verfassungsreform
gleichzeitig inhaltlich schérfer gefalit wer-
den.

Wird das Modell der Enquete-Kommission
Verfassungsreform verwirklicht, bedarf es bei
Gesetzen im Kompetenzbereich der konkur-
rierenden Gesetzgebung nicht mehr nur der
Priifung des Bediirfnisses zu bundesgesetzli-
cher Regelung. Es wird dann — wenn die Zu-
rechenbarkeit des Gesetzes zu den Kompe-
tenzbereichen des Artikels 74 GG geklart ist
— erstens zu fragen sein, ob die Vorausset-
zungen fiir ein Bundesgesetz nach Artikel 72
Abs. 2 (neu) gegeben sind, und zweitens, ob
sich der Bundesgesetzgeber auf Richtlinien
beschrianken muB oder Einzelregelungen tref-
fen kann. Vor Kompetenziiberschreitungen
durch den Bund miissen die Lander geschiitzt
werden. Eine Klage vor dem Bundesverfas-
sungsgericht nach dem geltenden Recht kann
in diesen Fillen moglicherweise nicht ausrei-
chen. Darum hat die Enquete-Kommission
Verfassungsreform eine zusatzliche Méglich-
keit zur Verfassungsklage eingeraumt. Der
Bundesrat oder ein Land koénnen nach dem
empfohlenen Artikel 72 Abs. 5 Satz 1 das Bun-
desverfassungsgericht zur Entscheidung dar-
iiber anrufen, ob ein Bundesgesetz den Vor-
aussetzungen fiir die konkurrierende Gesetz-
gebung entspricht. In einem Sondervotum
wird allerdings eine weitergehende Sicherung
verlangt. Danach sollen entweder alle Geset-
ze, die iiber Richtlinien fiir die Landesgesetz-
gebung hinausgehen, der Zustimmung des
Bundesrates bediirfen, oder es soll dem Bun-
desrat in diesen Féllen ein Widerspruchsrecht
oder ein qualifiziertes Einspruchsrecht zuste-
hen. Die Kommission ist diesen Vorschlagen
nicht gefolgt, weil sie die Rechte des Bundes-
rates bei der Gesetzgebung grundsatzlich un-
verdndert lassen wollte. Sie hat aber empfoh-
len, bei Einspruchsgesetzen generell fiir die
Uberstimmung durch den Bundestag die glei-
chen Mehrheiten zu verlangen wie die, die im
Bundesrat bei der Einlegung des Einspruchs
erreicht wurden. Wenn der Bundesrat seinen
Einspruch mit einer Zweidrittelmehrheit ein-
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legt, soll kiinftig nicht mehr die Zweidrittel.
mehrheit der Anwesenden, sondern nur noch
die der Gesamtzahl der Mitglieder des Bunuw

destages fir die Zuriickweisung des Ein
spruchs ausreichen.

Der Schutz der Lander vor einer Kompetenz:
iiberschreitung des Bundesgesetzgebers wird
nicht zuletzt deshalb fiir nétwendig gehalten,
weil die Gesetzgebungsmaterien der bisherf
gen konkurrierenden und der Rahmengesets
gebungszustandigkeit in einem einzigen Kata:
log zusammengefaBt werden sollen. Die Ge
setzgebungsmaterien der Artikel 74a und %
GG sollen also in den Artikel 74 GG einbezo
gen werden. Um dadurch die Rechtsstellung
der Lander nmicht allzu sehr zu schmdlem,
empfiehlt die Enquete-Kommission Verfas
sungsreform, Gesetze aus den Bereichen der
bisherigen Artikel 74a und 75 GG der Zu
stimmung des Bundesrates zu unterwerfen
Deshalb soll Artikel 74 GG um einen Absatz]
erganzt werden, wonach Bundesgesetze iibet
das Recht der Hochschulen, der Presse und
des Films, iiber die Bodenverteilung, di
Raumordnung, den Naturschutz, die Land:
schaftspflege und den Wasserhaushalt sowie
solche iiber die Rechtsverhdltnisse der im of-
fentlichen Dienst der Lander, Gemeinden und
anderen juristischen Personen des &ffentl:
chen Rechts stehenden Personen sowie def
Landesrichter fiir zustimmungsbediirftig er
kliart werden. Bei der Zusammenfassung der
Kompetenzkataloge der Artikel 74, 74 a und
75 GG hat die Enquete-Kommission Verfas
sungsreform auch einige wenige klarstellende
und straffende Neuformulierungen empfohlen
ohne damit den Landern Gesetzgebungsbefug:
nisse entziehen zu wollen.

Die Befugnis des Bundes zur Grundsdtzege
setzgebung im Bereich der bisherigen Ge
meinschaftsaufgaben soll modifiziert werden.
Die Gesetze zu den Planungsbereichen, die
nach dem von der Kommission empfohlenes
Artikel 28 a notig werden, sollen auch Grund:
sdtze liber die Beteiligung der Volksvertre
tungen der Lander an der gemeinsamen Ral
menplanung regeln kénnen. Die Grundsatze
gesetze zu den Gemeinschaftsaufgaben sollen
bis zum Inkrafttreten der Ausfithrungsgesetze
zu den neuen Artikeln 28 a und 104 b weiter
gelten. Im iibrigen soll die Gesetzgebungs
kompetenz fiir die Grundsitze des Haushalls
rechts (Artikel 109 Abs.3 GG) unverandert
bestehen bleiben.



Zur geltenden Rechtslage

Unter delegierter Rechtsetzung wird hier der
ErlaB von Rechtsverordnungen verstanden.
Nach Artikel 80 GG gibt es im Bundesrecht
 nur gesetzesabhingige Rechtsverordnungen.

AuBerhalb gesetzlicher Erméchtigungen kon-
nen Rechtsverordnungen nicht erlassen wer-
den.

Der Bundesgesetzgeber muB in seiner Er-
machtigung zu Rechtsverordnungen den Ver-
ordnungsgeber und den Umfang der Rechts-
verordnung festlegen. Ermachtigt werden
konnen die Bundesregierung, ein Bundesmini-
ster oder die Landesregierungen. Rechtsver-
ordnungen der Bundesregierung oder eines
Bundesministers bediirfen, vorbehaltlich an-
derweitiger bundesgesetzlicher Regelung, in
den Fillen des Artikels 80 Abs.2 GG der Zu-
stimmung des Bundesrates, Bei der Delegation
der Rechtsetzungsbefugnisse muB der Bundes-
gesetzgeber Inhalt, Zweck und AusmafB der
erteilten Ermdchtigung bestimmen.

Die Kommissionsempfehlungen

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
empfiehlt, um das Parlament von Detailarbeit
zu entlasten und um ihm die Erteilung von
Erméchtigungen zu erleichtern, nur noch den

III. Die delegierte Rechtsetzung

Zweck der Rechtsverordnung im ermadchtigen-
den Bundesgesetz zu bestimmen.

Bei Verordnungserméchtigungen an die Lan-
desregierungen sollen die Landtage das Recht
erhalten, anstelle von Rechtsverordnungen
der Landesexekutive eigene Gesetze zu erlas-
sen. Die Landtage erhielten bei einer solchen
Regelung nicht nur ein zusatzliches Gestal-
tungsrecht, es wiirde auch ihr Kontrollrecht
iber die Tatigkeit der Landesregierungen
wirksamer gestaltet.

Schliefilich empfiehlt die Enquete-Kommis-
sion Verfassungsreform, die uniibersichtliche
Aufzéhlung der Falle, in denen der Bundesrat
zu Rechtsverordnungen der Bundesregierung
oder eines Bundesministers zustimmen muB,
zu vereinfachen und auf die Rechtsverordnun-
gen zu beziehen, die nicht in bundeseigener
Verwaltung ausgefithrt werden, sofern nicht
ein Gesetz mit Zustimmung des Bundesrates
anderes bestimmt.

Ein selbstdndiges Verordnungsrecht der Bun-
desregierung in Bereichen, in denen nicht in
Freiheit und Eigentum der Birger eingegrif-
fen wird, sieht die Enquete-Kommission Ver-
fassungsreform nicht als geeigneten Weg zur
Entlastung des Parlaments an. Der Bundestag
soll vielmehr selbst alle Rechtsetzung des
Bundes vornehmen oder kontrollieren sowie
delegieren oder wieder an sich ziehen kén-
nen,

IV. Die Verteilung der Verwaltungszustdandigkeiten

Zur geltenden Rechtslage

Sowohl beim landeseigenen Vollzug der Bun-
desgesetze, der die Regel darstellt, als auch
bei der Bundesauftragsverwaltung ist die Ein-
richtung der Behbrden Sache der Linder (Ar-
tikel 84 Abs.1, 85 Abs.1 GG). Der Bund ist
liber die Errichtung oberster Bundesbehorden
hinaus zur Einrichtung von oberen, mittleren
- und unteren Bundesbehérden nur begrenzt be-
fugt (Artikel 86, 87, 87 b, 87 d, 88, 89 GG). Er
kann allerdings fir Angelegenheiten, fir die
ibm die Gesetzgebung zusteht, Bundesoberbe-
horden und neue bundesunmittelbare juristi-
sche Personen des offentlichen Rechts durch
Bundesgesetz errichten; bei dringendem Be-
darf im Rahmen neuer Aufgaben sogar bun-
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zwischen Bund und Landern

deseigene Mittel- und Unterbehorden (Artikel
87 Abs. 3 GG).

Die Kommissionsempiehlungen

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
halt die bestehenden Regelungen iiber die
Ausfilhrung der Bundesgesetze und iber die
Bundesverwaltung nicht fiir &nderungsbedirf-
tig. Um aber den Artikel 87 Abs. 3 GG ange-
sichts der Zusammenfassung der konkurrie-
renden und Rahmengesetzgebung nicht zum
Hebel fiir die Verdringung der Landes- und
Bundesbehérden zu machen, sollen Bundesge-
setze liber die Errichtung von Bundesbehor-
den im Rahmen der Gesetzgebungszustandig-
keit des Bundes nach dem empfohlenen Arti-
kel 74 Abs.2 der Zustimmung des Bundesra-
tes bediirfen.
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V. Die Verteilung der VertragsschlieBungsbefugnisse

zwischen Bund und Landern

Zur geltenden Rechtslage

Recht wird nicht nur aufgrund allein inner-
staatlichen Entschlusses gesetzt. Es beruht
auch auf volkerrechtlichen Vertrdgen, die in
einem férmlichen Verfahren innerstaatlich in
Kraft gesetzt werden miissen.

Die Befugnis zum AbschluB vélkerrechtlicher
Vertrdge sowie zu ihrer Transformation in in-
nerstaatliches Recht liegt in der Regel beim
Bund, der die ausschlieBliche Gesetzgebungs-
kompetenz fiir auswirtige Angelegenheiten
besitzt. Im Rahmen der ausschlieBlichen Lén-
dergesetzgebungsbefugnisse beanspruchen
aber auch die Gliedstaaten die Befugnis, vol-
kerrechtliche Vertrdge zu schlieBen und in-
nerstaatlich in Kraft zu setzen. Der Streit zwi-
schen Bund und Landern iiber die Zustdndig-
keitsverteilung beim AbschluB und bei der
Transformation voélkerrechtlicher Vertrage,
die Bereiche der ausschlieBlichen Landerzu-
standigkeit betreffen, konnte in der Staatspra-
xis durch das sogenannte Lindauer Abkom-
men vom 14. November 1957 bereinigt wer-
den.

Die Kommissionsempfehlungen

Die Enquete-Kommission Verfassungsreform
tritt trotz des durchaus befriedigend funktio-

1

nierenden Lindauer Abkommens fiir die ver
fassungsrechtliche Klarung dieser Streitfrag
ein. Sie empfiehlt entsprechend der Staatspr
xis eine konkurrierende Zustandigkeit vop
Bund und Léndern zum AbschluBl vélkerrechl
licher Vertrage im Bereich der ausschliefil
chen Gesetzgebungskompetenz der Lénde
Die Umsetzung solcher vélkerrechtlicher Ver
trdge in innerstaatliches Recht soll bei de
Landern liegen. Wenn gleichzeitig die Lénde
zur Transformation von Vertrigen, die d&
Bund im Bereich der ausschlieflichen Lander
gesetzgebungszustdandigkeit abgeschlosse
hat, verpflichtet werden, werden sie in ihr
Entscheidungsfreiheit eingeengt. Um ihnen d&
fiir einen Ausgleich zu geben, empfiehlt di¢
Enquete-Kommission Verfassungsreform, di¢
Lander an der Willensbildung und Entschek
dungsfindung vor AbschluB des jeweiliges
volkerrechtlichen Vertrages durch den Bunf
zu beteiligen. Entsprechend der Praxis d&
Lindauer Abkommens sollen alle Lénder, s¢
weit sie betroffen sind, vor Vertragsschiul
ihre Zustimmung zu erteilen haben. Die Zir
stimmung der Linder soll lediglich fiir des
Fall nicht erforderlich sein, daB nur ein fir
den Vertragszweck unwesentlicher Teil de
Vertrages in die Zustidndigkeit der Lander
fallt. |

VI. Die Verteilung der Zustdndigkeiten :
beim Vollzug europdischen Gemeinschaftsrechts

Zur geltenden Rechtslage

Die von den Europdischen Gemeinschaften er-
lassenen Rechtsvorschriften sind in der Bun-
desrepublik Deutschland entweder unmittel-
bar geltendes Recht — so bei Verordnungen
und Weisungen der Europdischen Gemein-
schaften — oder ausfiillungsbediirftige Richt-
linien. Unmittelbar geltendes europdisches
Recht bedarf lediglich der Vollziehung. Richt-
linien der Europaischen Gemeinschaften miis-
sen zundchst durch innerstaatliche Rechtsvor-
schriften ausgefiillt werden, bevor sie vollzo-
gen werden konnen, Zu kldren bleibt die Fra-
ge, ob und in welchen Fillen der Bund oder
die Lander fir die Verwirklichung des euro-
pdischen Gemeinschaftsrechts mnerstaatlu:h
zusténdig sind.
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Die Kommissionsempiehlungen

Die Enquete-Kommission Verfassungsrefom
hat der Zustindigkeitsverteilung zwische
Bund und Léndern bei der Ausfiihrung eur
pdischen Gemeinschaftsrechts keine zusam
menhéngende Priifung gewidmet. Sie hat i!"
diglich ihre innerstaatliche Finanzierung

ihre Ausfiihrung durch die Verwaltung bﬂ"
handelt. |

Die Enquete-Kommission Verfassungsrefor
empfiehlt zur Finanzierung europd

Rechtsvorschriften, die Geldleistungen en

ten; in einem neuen Absatz3a des Nl"
kels104a GG festzulegen, daB Rechtwﬂf'
schriften einer zwischenstaatlichen Einrich |
tung, auf die der Bund Hoheitsrechte nach |
Artikel 24 Abs. 1 GG iibertragen hat, ﬂ‘




80 v.H. vom Bund zu finanzieren sind.
Ausnahmen davon sollen durch ein Gesetz
mit Zustimmung des Bundesrates eingefiihrt
werden konnen. Enthalten solche Rechtsvor-
schriften keine Geldleistung und sind sie von
den Landern auszufiihren, so sollen Bund und
Lander je zur Haélfte die Kosten tragen. Aus-
nahmen sollen auch in diesem Falle durch ein
Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesra-
tes zugelassen werden konnen. Etwas anderes
soll auch in einer Verwaltungsvereinbarung
zwischen Bund und Landern bestimmt werden
konnen, wobei die Verwaltungsvereinbarung
auch das Verfahren und die Planung regeln
darf. Trdgt der Bund 50 v, H. oder mehr der
Ausgaben, soll die Bundesregierung zu
Rechtsverordnungen oder Verwaltungsvor-
schriften zur Ausfiihrung oder Ausfiillung
dieser Rechtsvorschriften einer zwischen-
staatlichen Einrichtung ermaéchtigt sein,

Fiir die Ausfilhrung von Rechtsvorschriften
einer zwischenstaatlichen Einrichtung, auf die

der Bund gemdB Artikel 24 GG Hoheitsrechte
iibertragen hat, soll nach einem neuen Arti-
kel 90 a der Grundsatz gelten, daB die Rege-
lungen fiir die Ausfilhrung von Bundesgeset-
zen entsprechend anzuwenden sind. Sind da-
nach die supranationalen Vorschriften von
den Léndern als eigene Angelegenheit auszu-
fithren, soll durch Gesetz mit Zustimmung des
Bundesrates abweichend bestimmt werden
konnen, daB sie von den Landern im Auftrag
des Bundes ausgefithrt werden, also nicht
dem landeseigenen Vollzug unterliegen sol-
len.

Die Ubertragung von Hoheitsrechten auf zwi-
schenstaatliche Einrichtungen soll der Bund
kiinftig nicht mehr uneingeschriankt durch
einfaches Bundesgesetz vornehmen kénnen.
Hoheitsrechte der Lander sollen nur noch mit
Zustimmung des Bundesrates aus der deut-
schen Zustdndigkeit ausgegliedert werden
diirfen.

VII. Zustandigkeitsreform fiir den Bundesstaat

Die Empfehlungen der Enquete-Kommission
Verfassungsreform zur Neuordnung der Zu-
stindigkeiten im Bundesstaat zeigen Wege
auf, wie der Tendenz begegnet werden kann,
die Gesetzgebung allein dem Bund, den Ge-
setzesvollzug allein den Lindern zuzuweisen.
Um die Eigenstaatlichkeit der Lénder nicht
auszuhohlen, wird es nicht nur darauf ankom-
men, unndtige Ubertragungen von Gesetzge-
bungsbefugnissen auf den Bund abzuwehren.
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Um das politische Gewicht der Lander zu
stdrken, miissen auch ungerechtfertigte Kom-
petenzausweitungen zugunsten der Linderbii-
rokratie zuriickgedrangt und verhindert wer-
den. Es kommt vielmehr im Interesse eines
freiheitssichernden Foderalismus nicht zuletzt
darauf an, wie die Enquete-Kommission Ver-
fassungsreform anstrebt, den Landtagen poli-
tischen Entscheidungsraum hinzuzugewin-
nen.
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Wolfgang Zeh

Planung und Finanzverfassung
im kooperativen Féderalismus

I. Ausgangslage der Enquete-Kommission

Der Beginn der Beratungen der Enquete-Kom-
mission Verfassungsreform (im folgenden:
EK) im Friithjahr 1971 stand stark unter dem
Zeichen der Foderalismusfragen. Dies sollte
bis zum SchluB ihrer Arbeit Ende 1976 eines
der wesentlichen Themen bleiben. Bereits die
Anfragen und Antrige im Parlament, die zur
Einsetzung der EK filhrten, hatten die Fédera-
lismusprobleme in den Mittelpunkt der Frage-
stellung geriickt. In der Finanzreform des
Jahres 1969 waren Probleme offengeblieben,
die den Wunsch hervorriefen, das weite Feld
der bundesstaatlichen Zusammenarbeit in der
Bundesrepublik Deutschland nochmals grund-
sdtzlich zu bearbeiten. Auch die Besetzung
der EK mit sieben Vertretern von Bundeslin-
dern neben sieben Abgeordneten des Bundes-
tages uad zundchst fiinf, dann sieben Sachver-
stindigen machte diesen Schwerpunkt des
Kommissionsauftrages deutlich, wenn auch der
Auftrag des Deutschen Bundestages selbst in
seiner Formulierung keinen Hinweis hierauf
gab. Bald nach Aufnahme ihrer Arbeit setzte
die EK deshalb zwei Unterkommissionen ein,
von denen die eine die Bezeichnung ,Bund und
Lander” erhielt. Parallel zu den Beratungen
der EK beschaftigte sich eine eigens gegriin-
dete ,Landerkommission Verfassungsreform®
mit denjenigen Foderalismusfragen, die im
Laufe der Uberlegungen von der EK aufge-
griffen wurden. In diese Linderkommission
entsandte jedes Bundesland je einen Regie-
rungs- und einen Parlamentsvertreter, so da8
sich eine Gesamtzahl von 22 Mitgliedern er-
gab, wobei sechs der sieben Lindervertreter
in der EK zugleich in der Linderkommission
mitwirkten.

Die Ausgangslage der Untersuchungen der
EK war gekennzeichnet durch erste Erfahrun-
gen mit den Gemeinschaftsaufgaben nach Ar-
tikel 91 a und 91 b GG sowie mit den Investi-
tionshilfen nach Artikel 104 a Abs. 4 GG. Das
gleiche galt fiir die Verdnderungen in der
Verteilung der Steuereinnahmen zwischen
Bund und Léndern, die die Finanzreform ge-
bracht hatte, besonders fiir den Konflikt zwi-

schen Bund und Lindergesamtheit um die As
teile an der Umsatzsteuer (Mehrwertsteuerd
Zugleich setzte in diesen Jahren eine lebhafi
Diskussion in Politik und Wissenschaft w
die Moglichkeiten einer stirkeren planvolls
Erfiilllung der offentlichen Aufgaben gerad
auch im Bund/Lénder-Verhédltnis ein. Dies
Diskussion hatte ihre Wurzeln in der berels
1967 — auch als Antwort auf die damallg
konjunkturelle Krise — vollzogenen Ands
rung des Artikels 109 GG, durch die
starkere Orientierung der Haushaltswirtscha
ten in Bund und Léndern an den Erfordemis
sen des gesamtwirtschaftlichen Gleichge
wichts, die mehrjdhrige Finanzplanung sowi
eine Reihe weiterer Vorschriften und Insﬁil-{
tionen zur besseren Konjunktursteuerung éir
gefiihrt wurden. Daraus entwickelten sith
Uberlegungen, auf welche Weise eine meht
jahrige Finanzplanung mit einer politische
Aufgabenplanung verbunden werden konnle
Im Bundeskanzleramt wurde, in der zweils
Phase unter Einbeziehung der Staats- und ¢
natskanzleien der Linder, der Versuch unter
nommen, die anstehenden Aufgaben und Pt
bleme der Hatshalte in Bund und Lindern %
analysieren, um einen ersten Schritt zu einé
bundesstaatlichen Planung zu vollziehen.

In denselben Zeitabschnitt fiel zudem e
neuer Anlauf in der Frage einer Neuglied®
rung des Bundesgebietes nach Artikel 29 GG
Auch diese Frage wurde mit Blick auf d¢
Entwicklung des bundesstaatlichen Gefig#
insgesamt erbrtert; zu priifen war vor alles
— wie es auch schon die Troeger-Kommis
sion zur Vorbereitung der Finanzreform a*
geregt hatte —, ob es moglich sein wiiréé
nach Grofie und Leistungskraft stirker vei
gleichbare Bundesldnder zu schaffen, die 7
Erfiillung der den Bundelsindern obliegende
Aufgaben selbstdndiger und mit einem méf"
lichst geringen Umfang von finanziellen A
gleichsmechanismen im Bund/Lénder- sowf
im Léander/Lander-Verhéltnis in der Lage 3¢
wiirden,




Damit fand die EK eine foderalistische Szene-
rie vor, die zwar durch Diskussionen auf un-
terschiedlichen Ebenen bewegt war, in der
aber andererseits eine Reihe von politischen
Entwicklungen trotz anhaltender Diskussion
schon vollzogen und zu einem vorldufigen
AbschluB gekommen war. Die EK widmete
sich neben der Verteilung der Gesetzgebungs-

IL

In den miteinander verflochtenen Gesamtbe-
reichen von Planung und Finanzverfassung
sah die EK vor allem die folgenden Einzelfra-
gen als priiffungsbediirftig an:

— Mitfinanzierung und Mitplanung von Auf-
gaben der Linder durch den Bund (Arti-
kel 91 aund 91 b, 104 a Abs. 4 GG);

— Trennsystem und Verbundsystem bei der
Verteilung der Steuereinnahmen zwischen
Bund und Landern (Artikel 106 Abs.1 bis 3
GG);

— Verteilungskriterien fiir die Anteile von
Bund und Landern an der Umsatzsteuer (Arti-
kel 106 Abs. 3 und 4 GG);

— Beteiligung der Gemeinden und Kreise an
den Steuereinnahmen (Artikel 106 Abs. 5 bis 8

GG);

— Lastenverteilung und Kompetenzfragen bei
den  Geldleistungsgesetzen  (Artikel 104a
Abs. 3 GG);

— vertikaler und horizontaler Finanzausgleich
(Artikel 107 GG);

— Finanzierung von Rechtsakten der Europé-
ischen Gemeinschaften.

Dabei war sich die EK nicht nur des prinzi-
piellen Zusammenhangs zwischen Planung
und Finanzierung &ffentlicher Aufgaben be-
wubt, sondern sah auch die zahlreichen und
unterschiedlichen Querverbindungen und ge-

I1I1.
Einschitzung der Probleme

Dem Erfordernis und den Problemen einer Ge-
meinsamkeit von Bund und Lindern bei der
Planung bestimmter 6ffentlicher Aufgaben hat
die EK groBe Aufmerksamkeit geschenkt. Sie
umschreibt ihre Aufgabenstellung im SchluB-
bericht (BT-Drucksache 7/5924 vom 9. 12 1976)
u. a. folgendermaBen: 3
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kompetenzen zwischen Bund und Léandern
und der Zusammensetzung und Aufgabenstel-
lung des Bundesrates besonders dem Zusam-
menwirken von Bund und Léndern bei Pla-
nung und Finanzierung offentlicher Aufgaben
sowie der Finanzverfassung, wobei diese bei-
den Bereiche in enger gegenseitiger Verflech-
tung standen.

Die Fragestellung der Kommission

genseitigen Beeinflussungen der {brigen Ein-
zelfragen. So war etwa zu beriicksichtigen,
welche Finanzausgleichswirkungen von der
Mitfinanzierung des Bundes bei Landeraufga-
ben ausgehen, ob eine Verdnderung des Fi-
nanzausgleichs zwischen Bund und Landerge-
samtheit die Mitfinanzierungsformen des Bun-
des ersetzen oder ergdanzen kénne, wie sich
Verdnderungen des Systems der Steuervertei-
lung auf die finanzstarken und auf die finanz-
schwachen Lander sowie auf die kommunale
Ebene auswirken wiirden und anderes mehr,

Auch finanzwirtschaftliche Fragen sind in
derartige Uberlegungen unvermeidlich invol-
viert; so sind etwa die Finanzierungsanteile
von Bund und Léndern bei Gemeinschaitsauf-
gaben und Investitionshilfen oder die Anteile
von Bund und Landern bei der Finanzierung
von Geldleistungsgesetzen von mehr oder we-
niger beachtlicher Bedeutung fiir die finanz-
wirtschaftlichen Moglichkeiten der bundes-
staatlichen Ebenen. Die EK hat die verschie-
denen Themen im Ergebnis schlieBilich in
zwei Kapiteln ihres SchluBberichts zusam-
mengefaBit, namlich in Kapital 11 ,Gemeinsa-
me Rahmenplanung und Investitionsfinanzie-
rung” und in Kapitel 12 ,Finanzverfassung“;
sie hat aber sowohl in den Beratungen als
auch in ihren Empfehlungen und Argumenten
den inneren Zusammenhang dieser beiden
Hauptgebiete verdeutlicht.

Rahmenplanung und Finanzbeitrage

«Je mehr sich die gegenseitigen Abhéngigkei-
ten zwischen Biirger und Staat, zwischen In-
dividuum und Gruppe, zwischen den einzel-
nen Gruppen, zwischen der Entfaltung der
Wirtschaft und den Gestaltungsmaoglichkeiten
des offentlichen Gemeinwesens und letztlich
auch zwischen den Staaten untereinander
vermehrten, um so notwendiger, zugleich aber
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auch um so schwieriger wurde die gemeinsa-
me Abstimmung und damit die Planung der
Aufgaben. ... Es geniigt nicht, Ziele zu haben
und Programme aufzustellen, Sie miissen
auch von den Trdgern der &ffentlichen Ge-
walt aufeinander abgestimmt sein und die fi-
nanziellen Mdglichkeiten beriicksichtigen ...
Diese Entwicklung ist in allen modernen
Staaten zu beobachten. Sie trifft in besonde-
rem MaBe fiir die Bundesrepublik Deutsch-
land mit ihrem féderativen Staatsaufbau zu*
(SchluBbericht S. 150).

Zum Verhéltnis von Bund und Landern wird
u. a, ausgefiihrt:

«Der Bund mubB dabei auf die Einheit des Le-
bens- und Wirtschaftsraums in seiner Ge-
samtheit achten; die Lander miissen innerhalb
dieses Rahmens ihre eigenen Vorstellungen
iber ihre Entwicklung verwirklichen kénnen.
Nicht zuletzt muB die staatliche Planung der
Aufgaben in den Grenzen der finanziellen
Moglichkeiten gehalten und in das Vertei-
lungssystem des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichs eingeordnet werden” (S. 150).

Innerhalb dieses weiten Problemrahmens hilt
die EK die zu lésenden Fragen aber auch fiir
rechtlich 16sbar. Sie hat sich nicht damit ab-
gefunden, die bisherigen Bemiihungen um die
Verwirklichung von planerischer Gemeinsam-
keit von Bund und Léndern nur zu kommen-
tieren und im iibrigen die Entwicklung abzu-
warten. Zwar hilt sie ,eine niichterne Einstel-
lung zum Problem Planung fir sachgerecht”,
und sie ist der Auffassung, daB bei der recht-
lichen Realisierung beachtet werden mubB,
«daB die verfassungsrechtliche Fortentwick-
lung der Planungsinstrumente in Neuland
fihrt, das nur mit groBer Vorsicht betreten
werden darf" (S. 152), Sie hat sich aber nicht
der besonders von der Bundesregierung ver-
tretenen Auffassung angeschlossen, dafi eine
verfassungsrechtliche Kodifizierung von an-
gemessenen Regelungen fiir die Planung noch
verfriiht sei. Weder lieB sie den Einwand gel-
ten, die Materie sei liberhaupt noch nicht auf
der Ebene des Grundgesetzes regelungsreif,
noch wollte sie die rechtliche Weiterentwick-
lung dieses Sachbereichs dem einfachen Ge-
setzgeber iiberlassen; ,denn die Miéngel des
derzeitigen Planungsrechts lassen sich vom

einfachen  Gesetzgeber nicht beheben”
(S. 167).
Empifehlungen der Kommission

Vor diesem Hintergrund kam die EK zu dem
Ergebnis, ,die bisherigen Kompetenzen des
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Bundes, gemeinsam mit den Landern Au !
ben, die fir die Entwicklung der Bundesrm
blik von Bedeutung sind oder an deren Mit
wirkung er ein besonderes konjunkturpolitj
sches Interesse hat, zu planen und zu finan
zieren" (8. 151), seien im Grundsatz beizubs
halten. Jedoch empfiehlt die EK zum eine
eine schliissigere Ordnung der Mitfinanzie
rungsmoglichkeiten des Bundes und zum an
deren die Maoglichkeit einer iiber den heuti
gen Verilechtungszustand hinausfithrenden
gemeinsamen Rahmenplanung durch Bund
und Lénder. ,Diese Rahmenplanung soll nicht
nur wie heute die Planung einzelner Bereichs
fiir sich, sondern auch eine integrierte Pla
nung ermoglichen” (S. 151).

Diese gemeinsame Rahmenplanung soll in ek
nem neuen Artikel 28 a im Grundgesetz ver
ankert werden; schon die Stellung dieser Be
stimmung im Abschnitt ,II. Der Bund und di¢
Lénder*, gleichsam vor die Klammer von Ge
setzgebung, Verwaltung und Finanzierung ge
zogen, macht deutlich, daf die neue Bestim:
mung nicht nur den geltenden Artikel9ld
GG insoweit ersetzen soll, als in ihm di
Maoglichkeit der gemeinsamen Planung einr
geraumt ist, sondern auch die verfassungs
rechtliche Maoglichkeit einer Weiterentwid:
lung iiber den heutigen Bestand der Ge
meinschaftsaufgaben hinaus enthalten soll
AusmaB und Modalititen dieser Entwick:
lungsmoglichkeit sind in Artikel 28a (ney)
allgemein umrissen, Danach muf es sich um
Aufgaben handeln, ,die fiir die Entwicklug
des Bundesgebietes von Bedeutung sind"; di¢
gemeinsame Planung ist ,Rahmenplanung’,
wobei ,die Auswahl der einzelnen Vorhaben
die Einzelplanung und ihre Durchfiihrung'
Bund und Léndern im Rahmen ihrer Zustdn:
digkeit verbleiben. Weiter bedarf die gemein:
same Planung ,der Zustimmung des Bundes
und der Mehrheit der Laénder”, und ,di#
Volksvertretungen des Bundes und der Lar
der sind zu beteiligen”. Das Né&here ist def
Regelung durch Zustimmungsgesetz iiberlas
sen.

Diese allgemeine Bestimmung zur Rahmenplé
nung enthdlt keine unmittelbaren Aussagel
iiber die Finanzierung. Dieser Komplex soll
fir sich an anderer Stelle des Grundgesetze
geregelt werden., Ein neuer Artikel 104b it
Abschnitt ,X. Das Finanzwesen® des Grunt:
geseizes soll diese Bestimmung erganzen

damit gleichsam den verbleibenden Teil der
Gemeinschaftsaufgaben und Investitionshilfen
namlich den Teil der gemeinsamen Finanzie
rung, ersetzen; die Artikel 91 a, 91 b und 1048




Abs. 4 GG wiren bei Verwirklichung dieser
Empfehlung zu streichen. Die Neuregelung
der gemeinsamen Finanzierung bestimmter
Aufgaben faBt unter dem Begriff der ,Finanz-
beitrage” die Mitfinanzierungsmoglichkeiten
des Bundes bei den Gegenstdnden der bisheri-
gen Gemeinschaftsaufgaben und Investitions-
hilfen in neuer Ordnung zusammen. Danach
.leistet* der Bund Finanzbeitrdge zum Aus-
bau und Neubau von Hochschulen und Hoch-
schulkliniken sowie zur Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur, der Agrarstruk-
tur und des Kiistenschutzes, und er ,kann"
Finanzbeitrage leisten zum Ausgleich unter-
schiedlicher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet
und zur Forderung des wirtschaftlichen
Wachstums sowie zur Abwehr einer Storung
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts.
Die vorgeschlagene Bestimmung stellt ferner
eine Verbindung zum empfohlenen Arti-
kel 28a (neu) her, indem festgesetzt wird,
daB Finanzbeitrdge sich im Rahmen einer
etwa bestehenden Planung nach Artikel 28 a
zu halten haben, Die Forschungsférderung
des Bundes ist als Kann-Bestimmung in einem
besonderen Absatz geregelt.

Bedeutsam ist die vorgeschlagene Regelung
tiber die Finanzierungsanteile. Nach Absatz 5
Satz 2 gilt: ,Der Anteil ist fiir die Lander ein-
heitlich festzusetzen.” Dem sich hier aufdréin-
genden Einwand, dem Bund werde die Mbg-
lichkeit zu konjunktur- und strukturpolitisch
notwendigen Schwerpunktsetzungen vollends
genommen, begegnet die EK mit der Fesistel-
lung, sie wolle nicht einem ,GieBkannensy-
stem" das Wort reden, weil ,die Bestimmung
von Schwerpunkten aus gesamtstaatlicher
Sicht im Wege der Ausfiihrungsgesetze® legi-
tim sei. Dazu biete aber in allen Fillen die
Bestimmung des Verwendungszwecks der Fi-
nanzbeitrdge ausreichende Maglichkeiten
(S. 180).

Die Anteile von Bund und Lidndern legt die
vorgeschlagene Vorschrift fiir die meisten der
genannten Aufgabenbereiche auf ,mindestens
die Halfte der Ausgaben in jedem Land” fest;
lediglich bei der Abwehr einer Stérung des
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts ,soll”
der Bund die Halfte der Ausgaben in jedem
Land tragen. Dem Vorschlag, die Anteile von
Bund und Lindern generell und fiir alle Falle

auf je die Halfte festzusetzen, folgte die EK
nicht,

Bestimmungsfaktoren der Ergebnisse

Dieses Ergebnis der EK stellt ein Abriicken
von friheren Planungsvorstellungen dar, die
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sie selbst im SchluBbericht als ,zu ideali-
stisch” (S. 167) bezeichnet, Sie hatte zundchst
ein Modell entwickelt, das eine sowohl fach-
lich als auch zwischen Bund und Léndern voll
integrierte Rahmenplanung vorsah, an deren
Erarbeitung und politischen Umsetzung sich
nahezu alle Verfassungsorgane des Bundes
und der Lander beteiligen sollten. Die endgiil-
tige Empfehlung einer soichen Konzeption
war jedoch von vornherein davon abhédngig
gemacht, ob es gelingen werde, eine addquate
Finanzierungsform fiir diesen Ablauf zu fin-
den; entscheidend war die Frage, ob es gelin-
gen konne, Bund und Lander durch eine ver-
dnderte Form der vertikalen Steuerverteilung
finanziell stirker zu verselbstindigen und
gleichwohl die Gemeinsamkeit bei der inte-
grierten Rahmenplanung zu gewahrleisten. In
der politischen und wissenschaftlichen Dis-
kussion war das sogenannte ,XYZ-Modell”
auf beachtliche Kritik gestofien, die sich ge-
gen seinen hohen Konsensbedarf durch Betei-
ligung zahlreicher Organe in Bund und Lén-
dern, gegen die erwartete Langwierigkeit des
Verfahrens und gegen den Perfektionismus
der institutionellen Vorkehrungen sowie ge-
gen die fehlende Verkniipfung mit einer Fi-
nanzierungsregelung richtete.

Nicht nur diese — von der EK teilweise iiber-
nommene — Kritik an dem Modell war es,
die zu einer Modifizierung der Reichweite der
Kommissionsiiberlegungen fiihrte. Nach einer
aufgezwungenen ,Denkpause” im Zuge der
Auflésung des Deutschen Bundestages im
Jahre 1972 nahm die EK das Planungsthema
mit einer Anhérung wieder auf, in der der
Bundesfinanzminister, der Vorsitzende der
Konferenz der Landerfinanzminister und Ver-
treter der kommunalen Spitzenverbidnde zu
Wort kamen. Bei dieser Anhérung wandten
sich die Vertreter aller Ebenen gleicherma-
Ben, wenn auch mit unterschiedlicher Intensi-
tdt und aus teilweise unterschiedlichen Moti-
ven, gegen eine Ablosung der Gemeinschafts-
aufgaben und Investitionshilfen. Damit war
nicht nur das zunédchst entwickelte XYZ-Mo-
dell der EK einem politischen Verdikt verfal-
len; vielmehr richteten sich die Argumente der
angehorten Vertreter auch gegen andere ver-
fassungsrechtliche Reformiiberlegungen, die
eine wesentliche Umstellung der Planungs- und
Finanzierungsbefugnisse von Bund und Lan-
dern in ihrem jetzigen Zustand zur Folge ge-
habt hatten.

Damit war auch das Schicksal weiterer, von
der EK erorterter Alternativen in etwa vorge-
zeichnet, Die EK hatite ihre Uberlegungen zu-
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néchst in Richtung auf zwei Denkmodelle wei-
terentwickelt, die beide eine mehr oder weni-
ger durchgreifende Entflechtung der Gemein-
samkeiten von Bund und Léndern bei Planung
und Finanzierung der in Rede stehenden Auf-
gaben anstrebten. Das eine Modell ging dahin,
die Sach- und Planungszustandigkeit fiir die
Aufgaben im wesentlichen wieder voll den
Léndern einzurdumen und sie zur Erfiillung
dieser Aufgaben dadurch in den Stand zu set-
zen, daB ein neues System eines an Bedarfs-
merkmalen orientierten Finanzausgleichs jedem
Land hinreichende Einnahmen zur selbstandi-
gen Finanzierung ohne Abhidngigkeit von Bei-
trigen des Bundes zu erschlieBen hitte. ,Die
Kommission zweifelte jedoch daran, ob sich
ein derartig vollkommener Finanzausgleich in
absehbarer Zeit verwirklichen lieBe” (S. 169).
Sie hatte nicht nur Bedenken, ob iiberhaupt ge-
eignete objektive Merkmale angesichts der
unterschiedlichen GréBe und Leistungskraft
der Lander gefunden werden kénnten; dar-
iiber hinaus befiirchtete sie, daf die unter-
schiedlichen Merkmale sich im Ergebnis ge-
genseitig aufheben wiirden, so daB eine auf-
gabenkonforme Finanzausstattung der Ladnder
nicht gewdhrleistet werden kénne., So zeich-
nete sich fiir die EK — wie schon fiir andere
Gremien im Zuge der Finanzreform 1969 —
kein praktikables Ersatzmodell ab.

IV. Steuereinnahmen, Ausgabenlast

Problemsicht und Grundentscheidungen

Die Ergebnisse der EK im Bereich der Finanz-
verfassung sind zum Teil bestimmt von denje-
nigen zur Frage der Planung und Investitions-
finanzierung. Nachdem deutlich war, daB eine
Entflechtung der Mischfinanzierungsbereiche
nicht empfohlen werden wiirde, war die EK
auch einer grundsétzlichen Entscheidung dar-
iiber enthoben, ob es im wesentlichen bei
dem Verfahren der Steuerverteilung bleiben
sollte, das vom Volumen her gesehen einem
Verbundprinzip entspricht. Umgekehrt beein-
fluBte die Erkenntnis, daB ein an objektiven
Bedarfsmerkmalen orientierter Finanzaus-
gleich nicht zu entwickeln war, auch die Ent-
scheidung fiir die Beibehaltung der Mischfi-
nanzierung.

Gleichwohl hatte die EK zunichst die Finanz-
verfassung insgesamt ins Auge gefaBt. Sie de-
finiert ihre Aufgabe u. a. folgendermalBen:
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Das andere Denkmodell versuchte ebenfalls
die Finanz- und Aufgabenverantwortung
ker auf Bund und Lénder je selbstandig_
verlagern, wobei der Bund bei den bishe:
Gemeinschaftsaufgaben und bei den Inve
onshilfen zur Abwehr von Stérungen des ¢
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts, die
der bei den {ibrigen Investitionshilfen des A
tikels 104 a Abs. 4 GG selbsténdiger ges

werden sollten. Der Bund sollte die ihm
dachten Bereiche in Auftragsverwaltung
stalten; in dem damit eingerdumten
sungsrecht wurde das Instrument gese
mit dem der notwendige Steuerungs
des Bundes gedeckt werden kdnnte.
kam eine Finanzbeitrags-Kompetenz. Die
machte sich diesen Vorschlag letztlich 1
zu eigen. ,Auf der einen Seite wirde
Bund damit mehr geboten, als er zur v
schafts- und konjunkturpolitischen Steue
benétigt W Aui der anderen Seite wiirde ¢

und es wiirden neue Konflikte heraufbe:
schworen werden” (S. 169). Vor allem zweifel:
te die EK aber daran, daB sich die Auftrags
verwaltung fiir den ihr zugedachten Zweck
eigne. Das Instrument der Weisung eigne sici.
gerade fiir den durch Verflechtung, Koopers
tion und Abstimmung gekennzeichneten Pla-
nungsbereich schlecht.

und Finanzausgleich

«Die Kommission hatte insbesondere zu pﬁ-;
fen, ob das geltende System der l-"'ulal:m'atflﬂ1
sung, das durch einen Verbund zwischen
Bund, Landern und Gemeinden in einem ér
heblichen Teil ihrer Einnahmen, aber auch in
bestimmten Ausgaben gekennzeichnet ist, mit
dem féderativen Aufbau der Bundesr '
vereinbar ist* (S. 195).

Im weiteren ist in der Aufgabenstellung d“
Frage einer Trennung der Aufgabenerfiillung
und der Einnahmequellen, der Verteilung ins
besondere der Umsatzsteuer und der Steue:
rungsinstirumente des Bundes angm]
chen. .

An die erste Stelle ihrer Ergebnisse ruckt die
EK folgende Aussage:

.Den Lindern Mittel fiir ihre Aufgaben i
verschaffen, ist primdr Sache des Fmanzaﬂ']
gleichs; Finanzbeitrage nach Artikel 104D
(neu) sollten nur subsididr eingesetzt werden.

A
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Dies deckt sich mit der Ansicht des Bundes-
verfassungsgerichts Die Anderungsvor-
schlige der Kommission betreffen im iibrigen
nur Randfragen in den Artikeln 104 a GG und
106 GG* (S. 196).

Beibehaltung des geltenden Verteilungs-
systems

In der Frage des Steuerverbunds bei Einkom-
men-, Korperschaft- und Umsatzsteuer besta-
tigt die EK im wesentlichen die Ergebnisse
der Finanzreform von 1969. Dieses System ge-
wihrleiste hinreichend, ,das Einnahmepoten-
tial des Bundes und das der Lander jeweils im
bestméglichen Verhdltnis ihren beiderseitigen
Ausgabelasten anzupassen® (S.202). Fiir den
Verteilungsmodus der Umsatzsteuer zeichne
sich keine iiberzeugende Reformmoglichkeit
ab, zumal er ,mit der ausgleichswirksamen
Verteilung des Lénderanteils an der Umsatz-
steuer auf die einzelnen Ldnder... auch zu
einem gewichtigen Element des bundesstaatli-
chen Finanzausgleichs geworden*® sei (S. 204).
Dem entspricht auch die Auffassung der EK
zu der weitergehenden Frage einer grofieren
steuerpolitischen Autonomie der Lénder; sie
kam zu dem Ergebnis, daB die in Artikel 106
Abs. 2 GG aufgefiihrten Landessteuern ,nicht
geeignet sind, mit einem Hebesatz- oder Zu-
schlagsrecht zugunsten der Lander ausgestat-
tet zu werden® (8. 205). Dagegen spreche u. a.
vor allem der Gesichtspunkt der einheitlichen
E;asteuemng im einheitlichen Wirtschaftsge-
et,

Keine Verfassungsinderung beim Finanzaus-
gleich

Andererseits spricht sich die EK auch nicht
fiir eine Ausweitung des Steuerverbunds zu-
gunsten der Lander dahin aus, daB die Mine-
ralolsteuer in den Kreis der Gemeinschafts-
steuern iberfithrt wiirde. In diesem Punkt
soll es wie bei den anderen in Artikel 106
Abs. 1 und 2 GG aufgefiihrten Steuern des
Bundes und der Lander bei der Beibehaltung
der gegenwirtigen Aufteilung bleiben.

Dieser Grundentscheidung entspricht es, daf
Zundchst angestellte Uberlegungen fiir eine
Anderung der Kriterien zur Verteilung der
Umsatzsteueranteile und zu ihrer Neufestset-
zung nach Artikel 106 Abs. 3 und 4 GG letzt-
lich nicht weiterverfolgt wurden.

Ihr Ergebnis, daB am Steuerverbund festge-
halten werden solle und da$ den Léindern kei-
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ne zusdtzliche steuerpolitische Autonomie
eingerdumt werden koénne, veranlafite die EK
nicht zu Anderungsempfehlungen fiir den Fi-
nanzausgleich nach Artikel 107 GG. Dazu
wird festgestellt, daB die Neuregelung des Fi-
nanzausgleichs bei der Finanzreform von 1969
dem Ziel gedient habe, ,die Steuereinnahmen
der Lander in dem Umfang (zu) ergénzen, daB
sie ihre Aufgaben selbstdndig erfiillen kon-
nen” (S.208). Entscheidend fiir die Empfeh-
lung der EK, hier nichts zu &ndern, war die
Feststellung, daB Artikel 107 GG eine weitere
Intensivierung des Finanzausgleichs nicht
ausschlieBt. Die derzeitige verfassungsrechtli-
che Lage hindere den einfachen Gesetzgeber
nicht, neuen Vorstellungen etwa zur Entwick-
lung eines stdrker aufgabenorientierten Fi-
nanzausgleichs nachzugehen, Damit verwarf

, die EK den Gedanken, auf der Ebene der Ver-

fassung Vorkehrungen fiir eine stirkere Be-
riicksichtigung von Sonderlasten und Struktur-
erschwernissen einzelner Lénder in den Fi-
nanzausgleich einzufiigen.

Neuordnung der Geldleistungsgeselze

In einer Frage der Ausgabelasten im Verhalt-
nis von Bund und Léndergesamtheit hat die
EK dagegen eine Empfehlung entwickelt. Bei
den Geldleistungsgesetzen nach Artikel 104 a
Abs. 3 GG soll es nicht bei der geltenden fle-
xiblen Verteilung zwischen Bund und Léan-

- dern bleiben, wonach bestimmt werden kann,

daB die Leistungen ganz oder zum Teil vom
Bund getragen werden. Vielmehr soll der
Bund grundsétzlich 80v.H. der Geldleistun-
gen iibernehmen miissen, sofern das Gesetz
mit Zustimmung des Bundesrates nichts ande-
res bestimmt. Eine geringere Belastungsquote
des Bundes muB also vom Bundesrat befiir-
wortet werden. Nur unter der Voraussetzung,
daB das Gesetz diese Quote von 80 v. H. vor-
schreibt, ist das Gesetz in Bundesauftragsver-
waltung auszufithren,

Finanzierungsregeln fiir Rechtsakte der Euro-
piischen Gemeinschaflen

In diesem Zusammenhang nahm sich die EK
auch der seit langem umstrittenen Frage an,
wie die von den Europédischen Gemeinschaf-
ten gesetzten finanzwirksamen Rechtsnormen
innerstaatlich finanziert werden sollen. Ihre
Empfehlung hierzu geht dahin, daff die Rege-
lung fiir innerstaatliche Geldleistungsgesetze
auch fiir EG-Rechtsvorschriften gelten sollen,
die unmittelbar Geldleistungen gewihren.
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Handelt es sich dagegen um Rechtsvorschrif-
ten, die nur mittelbar zu Geldleistungen ver-
pflichten, soll eine flexible Regelung gellen,
die unterschiedliche Mdéglichkeiten zuldfit. Im
Regelfall tragen Bund und Ldnder dann je die
Haélfte der Ausgaben; ein Zustimmungsgesetz
oder eine Verwaltungsvereinbarung zwischen
Bund und Léndern kénnen jedoch Abweichen-
des bestimmen. Dabei kann auch das Verfah-
ren und die Planung im Wege der Verwal-
tungsvereinbarung geregelt werden. Der Bund
hat die Moglichkeit, Vorschriften fiir die Um-
setzung des EG-Rechts zu erlassen, wenn er
mindestens 50 v. H. oder mehr der Ausgaben
ilbernimmt. Mit dieser modifizierten Regelung

soll ,den Besonderheiten des EG-Vollzugs
elastischer Rechnung” getragen werden
(S. 196).

Finanzveriassungsrechtliche Stellung der Kom-
munen

Von den Stadten, Kreisen und Gemeinden wa-
ren mehrere Wiinsche und Vorschldge an die
EK nach einer Starkung der finanzverfassungs-
rechtlichen und finanzwirtschaftlichen Posi-
tion der kommunalen Ebene herangetragen
worden. Nur einer dieser Wiinsche konnte
letzlich als Empfehlung fir eine Grundgesetz-
dnderung Gestalt gewinnen: Die EK schligt
vor, Artikel 106 Abs.5 GG so zu ergdanzen,
daB der Landesgesetzgeber einen Teil des Ge-
meindeanteils an der Einkommensteuer den
Kreisen zuflieBen lassen kann. ,Dadurch soll
das in der Kreisumlage zum Ausdruck kom-
mende Verhélinis zwischen Kreisen und Ge-
meinden stirker der veranderten Position an-
gepaBit werden, welche die Kreise durch die
Kreisreform erlangt haben® (S.203). Die EK
mochte die verfassungsrechtliche Méglichkeit
schaffen, die Kreise an der dynamischen Ein-
kommensteuer zu beteiligen und damit die Fi-
nanzstruktur der Kreise an ihre gewandelte
Aufgabenstruktur anzupassen.

Mit Bezug auf die Gemeinden waren in der
EK wesentlich weiterreichende Vorschlige
erdrtert worden. Besonders wurde gepriift, ob
den Gemeinden eine eigene Steuerquelle nach
Art einer Personalsteuer oder einer besonde-
ren Gemeindeeinkommensteuer erschlossen
werden konne, Ein Vorschlag ging dahin, die
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Proportionalzone der staatlichen Einkomme
steuer abzutrennen und den Gemeinden uni
Einrdumung eines eigenen Hebesatzrechts
Verfiigung zu stellen. Ein anderer Vor
wollte den Landesgesetzgebern die Ermaéchy
gung geben, den Gemeinden neben oder an
stelle ihrer Gewerbesteuereinnahmen eine g
gene Personalsteuer zu erschliefien; auf dies
‘Weise sollte die Moglichkeit erdfinet werden
die struktur- und planungswirksamen gewer
besteuerlichen Entscheidungen starker in d
Hand des fiir die Entwicklungsplanung leta
lich zustdndigen Landes zu bringen und de
Gemeinden als Ersatz eine Steuer zu eroffnen
die eine gréBere Finanzverantwortung de
kommunalen Vertretungskorperschaften und
eine fithlbarere Einbindung des Steuerzahles
in die politischen Entscheidungen seiner Ge
meinde erzeugen wiirde. Der Gedanke eing
Starkung der kommunalen Finanzveran.
wortung lag auch dem ersten Vorschlag mi
zugrunde.

Beide Varianten dieses Gedankens scheiter
ten an finanzverfassungsrechtlichen, steusr
systematischen und steuertechnischen Proble
men, iliber die sich die EK nicht hinwegset
zen konnte. Nicht zuletzt war die EK in die
ser Frage — wie generell bezliglich der kom
munalen Wiinsche zur Finanzverfassung — dét
Auffassung, daB die finanzwirtschaftlichen
Probleme der kommunalen Ebene keiner Ar
derung der Verfassung, sondern politischer
und einfachgesetzlicher Entscheidungen bé
diirften,

Die Ergebnisse der EK machen deutlich, daf'
sie denjenigery Stand bei Planung und g&
meinsamer Finanzierung bestdtigen will, der
mit der Finanzreform 1969 erreicht wurde, Dit
Modifikationen, die die EK vorschlagt, mégel
— vor allem hinsichtlich der Perspektive fif
eine weiterreichende Planung des

kels 28 a (neu) — fiir den Verwaltungspraki:
ker, der tdglich mit Gemeinschaftsaufgabet
und Investitionshilfen umgeht, weiterreichest
erscheinen als aus der Sicht eines Staal
rechtlers, der das Grundprinzip der Politik:
verflechtung als gemeinsamen Nenner mi
Reihe von aktuellen Problemen des Foderali
mus sieht. Die Beratungen der EK scheiné
gezeigt zu haben, daB dieses Prinzip der Ver
flechtung gegenwértig ohne politische Alter
native ist.




Friedrich Schifer: Fragen der bundesstaatlichen Ordnung: Bund — Lidnder —
Europa

Carl Otto Lenz: Aktuelle Fragen der Machtverteilung zwischen Volk, Parlament
und Regierung

Eckart Busch: Verfassungsfragen des Bundesrates und der kommunalen Ebene

Gerald Kretschmer: Rechtsetzung und Vollzug innerstaatlicher und vélkerrecht-
licher Normen im Bundesstaat

Woligang Zeh: Planung und Finanzverfassung im kooperativen Foderalismus

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/77

Der Deutsche Bundestag hat am 22, Februar 1973 die Einsetzung einer Enquete-Kommission
Verfassungsreform heschlossen, Der Beschlufi bestimmt den Auftrag und die Zusammen-
setzung der Kommission wie folgt:

.1. Nach § 74a der Geschiftsordnung des Deutschen Bundestages wird eine Enquete-
Kommission mit dem Auftrag eingesetzt zu priifen, ob und inwieweit es erforderlich
ist, das Grundgesetz den gegenwirtigen und voraussehbaren zukinftigen Erforder-
nissen — unter Wahrung seiner Grundprinzipien — anzupassen.

2. Die Enquete-Kommission besteht aus 21 Mitgliedern, und zwar aus
a) sieben Mitgliedern des Deutschen Bundestages,
b) sieben von der Landerseite zu benennenden Personlichkeiten,
¢) sieben Sachverstédndigen.”

Die Kommission hat ihren AbschluBbericht am 2. Dezember 1976 vorgelegt. Er ist als
Drucksache 7/5924 des Bundestages erschienen. Der Bericht erscheint ungekiirzt in der
Veréifentlichungsreihe des Deutschen Bundestages ,Zur Sache“. Er steht Interessenten
auf Anforderung kostenlos zur Verfiigung.

Der SchluBbericht umfaBt 16 Kapitel.

Kapitel 1 Stdrkung der politischen Mitwirkungsrechte der Biirger
Kapitel 2 Zum parlamentarischen Mandat

Kapitel 3 Allgemeine Stellung des Bundestages, Dauer und vorzeitige Beendigung
der Wahlperiode, Minderheitsregierung und Gesetzgebungsnotstand

Kapitel 4 Parlamentarische Kontrollrechte ]

Kapitel 5 Gestaltung der Gesetzesberatung

Kapitel 6 Rechtsetzungsbefugnisse der Exekutive

Kapitel 7 Der Bundesrat: Zusammensetzung und Aufgaben

Kapitel 8 Die Errichtung eines Bundeswirtschafts- und Sozialrates, Probleme der
Stellung der Verbénde in der politischen Ordnung

Kapitel 9 Die Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen

Kapitel 10 Die Ausfithrung der Bundesgeseize und die Bundesverwaltung

Kapitel 11 Gemeinsame Rahmenplanung und Investitionsfinanzierung

Kapitel 12 Finanzverfassung

Kapitel 13 Zur Stellung der Gemeinden und Gemeindeverb@nde in der Verfassungs-
ordnung

Kapitel 14 Internationale Beziehungen

Kapitel 15 Zuweisungen des ,ordentlichen* Rechtsweges im Grundgesetz

Kapitel 16 Fragestellungen zur Verfassungsgerichtsbarkeit

In den Beitrigen dieser Ausgabe haben sich der Vorsitzende der Kommission, Abg. Prof.
Dr. Friedrich Schifer (SPD), der stellvertretende Vorsitzende, Abg. Dr. Carl Otto Lenz
(CDU), sowie die Mitarbeiter des Kommissionssekretariats, Ministerialrat Dr. Busch und
die Regierungsdirektoren Dr. Kretschmer und Dr. Zeh, mit besonderen Schwerpunkten
aus dem Bericht beschiftigt,



	Fragen der bundesstaatlichen Ordnung Bund -Länder -Europa
	I. 
	II. 
	III. 
	IV. 
	V. 

	Aktuelle Fragen der Machtverteilung zwischen Volk, Parlament und Regierung
	I. Einleitung 
	ll. Repräsentative Demokratie und parlamentarisches Regierungssystem 
	III. Empfehlungen zur Machtverteilung zwischen Landtag und Landesregierung 
	IV. Anstoß zur Parlamentsreform 

	Verfassungsfragen des Bundesrates und der kommunalen Ebene
	I. Der Bundesrat 
	II. Der kommunale Bereich in der Verfassungsordnung 

	Rechtsetzung und Vollzug innerstaatlicher und völkerrechtlicher Normen im Bundesstaat
	I. Bundesstaat und Verteilung der Zuständigkeiten 
	II. Die Verteilung der Gesetzgebungszuständigkeiten zwischen Bund und Ländern 
	III. Die delegierte Rechtsetzung 
	IV. Die Verteilung der Verwaltungszuständigkeiten zwischen Bund und Ländern 
	V. Die Verteilung der Vertragsschließungsbefugnisse zwischen Bund und Ländern 
	VI. Die Verteilung der Zuständigkeiten beim Vollzug europäischen Gemeinschaftsrechts 
	VII. Zuständigkeitsreform für den Bundesstaat 

	Planung und Finanzverfassung im kooperativen Föderalismus
	I. Ausgangslage der Enquete-Kommission 
	II. Die Fragestellung der Kommission 
	III. Rahmenplanung und Finanzbeiträge 
	IV. Steuereinnahmen, Ausgabenlast und Finanzausgleich 


